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Liebe Leserinnen und Leser,

die Einflüsse ausländischer Kulturen
bereichern unser Leben in zahllosen
Bereichen und seit ewigen Zeiten. Sei
es in Handwerk, Sprache, Technik,
Musik, Kunst, Literatur oder Gastrono-
mie – ohne all dies erschiene mir das
Leben hierzulande doch recht karg
und monoton. Doch nicht nur die Ein-
flüsse fremder Kulturen mag heute
kaum jemand entbehren. Wir können
es uns auch weder gesellschaftlich
noch wirtschaftlich leisten, auf die
Potenziale von zugewanderten Men-
schen zu verzichten. Es ist daher not-
wendig, dass wir uns nicht nur kultu-
rell, sondern auch demokratisch und
menschlich zur Offenheit bekennen.
Viel zu lange ist – gegen die Fakten –
behauptet worden, Deutschland sei kein
Einwanderungsland, viel zu lang ist in
unserem Land ein Negativbild ausländi-
scher Menschen kultiviert worden. Be-
zeichnenderweise ist Deutschland in
der Pisa-Studie bei der Integration von
Zuwanderern Schlusslicht. Zuwande-
rung ist nötig, um den demografischen
Wandel abzumildern und den Bedarf an
Fachkräften zu sichern. Zugleich kom-
men im Rahmen der humanitären Zu-
wanderung Flüchtlinge nach Deutsch-
land, die eine sichere Zuflucht suchen.
Ihre rasche Integration ist im Interesse
beider Seiten. Es gebieten die Grund-
und Menschenrechte, den zugewander-

Zuwanderungsgeschichten immer mehr
an Bedeutung. Hier liegt ein hohes
Potenzial für Arbeitgeber auf der
Suche nach den Fachkräften von heute
und von morgen.
Doch nicht nur diese Entwicklung macht
die bundesdeutsche Bevölkerung immer
vielfältiger und vielschichtiger: Gesell-
schaftliche, demografische und wirt-
schaftliche Strukturen führen zu immer
größerer Heterogenität der Lebenslagen
und der Lebensentwürfe. In der heutigen
Gesellschaft gehören hohe Flexibilität
und auch Mobilität ebenso dazu wie die
Bereitschaft zum lebenslangen Lernen
– und dies nicht nur für den oder die Ein-
zelne, sondern auch für ganze Organisa-
tionen. Es geht darum, diese gesellschaft-
liche Vielfalt als Verband aktiv mitzuge-
stalten. Dieses Heft bietet einen Einblick,
wie sich Mitgliedsorganisationen im
Paritätischen bereits auf den Weg ma-
chen, um den Prozess der interkulturel-
len Öffnung in den eigenen Strukturen
zu gestalten und was Gesamtverband
und Landesverbände sich diesbezüglich
vorgenommen haben.

Herzlich Ihr
Rolf Rosenbrock

ten Menschen die gleichberechtigte
Teilhabe in allen Bereichen unserer
Gesellschaft zu ermöglichen.
Der Paritätische mit seinem Motto
„Offenheit, Vielfalt, Toleranz“ ist prä-
destiniert für diese Aufgabe. Daher stel-
len wir uns nun auch ganz aktiv die Fra-
ge: Wie können der Verband und seine
Mitgliedsorganisationen Zugangs- und
Teilhabehindernisse für Menschen mit
Migrationshintergrund abbauen, die
Vielfalt in der Gesellschaft in der Mitar-
beiterschaft angemessen abbilden und
die Beschäftigten befähigen, Menschen
unterschiedlicher Herkunft wertschät-
zend und anerkennend zu begegnen?
Viele unserer Mitgliedsorganisationen
haben darauf bemerkenswerte Antwor-
ten gefunden. Einige davon finden Sie in
diesem Heft. Dabei gibt es kein Patentre-
zept zur interkulturellen Öffnung. Denn
klar ist: Die Migrantin und den Migran-
ten gibt es nicht. Sowohl was die Her-
kunftsländer betrifft wie auch die Zu-
wanderungsgeschichte und die Qualifi-
kation gibt es große Vielfalt.
Bildung stellt traditionell einen hohen
Wert bei Menschen mit Migrationshin-
tergrund dar – als ein Mittel, in der Auf-
nahmegesellschaft erfolgreich zu sein.
Menschen mit Migrationshintergrund
gewinnen damit in der deutschen
Gesellschaft sowohl als Neu-Zugewan-
derte wie auch als Einheimische mit

Professor Dr. Rolf
Rosenbrock,

Vorsitzender des
Paritätischen

Gesamtverbands
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Wichtig sind konkrete Ziele
Prozesse der Interkulturellen Öffnung gestalten

In Deutschland haben rund 16 Milli-
onen Menschen einen Migrations-
hintergrund. Ihr Anteil an der

Gesamtbevölkerung beträgt fast 20
Prozent. Trotzdem sind in allen
wesentlichen gesellschaftlichen Berei-
chen Menschen mit ausländischen
Wurzeln immer noch von unterschied-
lichsten Formen der Ausgrenzung
betroffen. Interkulturelle Öffnung soll
dem entgegenwirken. Ihr Ziel: Alle in
dieser Gesellschaft lebenden Menschen
sollen einen chancengleichen Zugang
zu Leistungen und Angeboten des
Staats, freier Träger, sozialer und kul-
tureller Infrastruktur haben.
Bezogen auf den Paritätischen bedeu-
tet dies, dass der Verband es als seine
Aufgabe ansieht, in seinem Bereich
dafür Sorge zu tragen, dass in allen
Feldern der sozialen Arbeit die Ange-
bote von allen Teilen der Bevölkerung
gleichermaßen genutzt werden kön-
nen. Derzeit noch bestehende Zu-
gangsbarrieren für Menschen mit Mi-
grationshintergrund müssen von den
Einrichtungen und Diensten abgebaut
werden. Besonderes Augenmerk gilt es
dabei auf jene Menschen zu richten,
die sozial, wirtschaftlich, aufgrund ei-
ner Behinderung oder im Hinblick auf
Bildung benachteiligt sind.

Konkrete Zielstellungen
Das Schlagwort der Interkulturellen
Öffnung (IKÖ) findet sich bereits in
einer Vielzahl von Konzepten, Leitbil-
dern und Projekten im Paritätischen
und seinen Mitgliedsorganisationen –
nun jedoch vermehrt untermauert mit
konkreteren Forderungen, Zielstellun-
gen und Präzisierungen. Als program-
matisches Ziel hat die IKÖ inzwischen
auch ihren Weg in einige Landesge-
setze gefunden – wie in Berlin und
Nordrhein-Westfalen – und wurde in

Förderrichtlinien von Bundes- und
Landesprogrammen eingebunden.
Maßnahmen zur Interkulturellen Öff-
nung erhalten so Zug um Zug immer
mehr Verbindlichkeit. So hat die Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege beispielsweise im
Rahmen des Nationalen Aktionsplans
Integration 2012 einen Großteil der
dort abgegebenen Selbstverpflichtun-
gen mit konkreten Zielstellungen im
Bereich der Interkulturellen Öffnung
geleistet.

Erweiterter Kulturbegriff
Parallel zu den Prozessen Interkulturel-
ler Öffnung ändert sich auch das Ver-
ständnis von Kultur. Im Gegensatz zu
einem starren und verengten Kulturbe-
griff, gehen die verbandlichen Positionie-
rungen zur IKÖ von einem weiter gefass-
ten Kulturverständnis aus: Es ist nicht
allein an eine ethnische oder nationale
Herkunft gekoppelt, sondern begreift
Kultur als Alltagspraxis, die sich immer
wieder verändert, mehrdeutig und wider-
sprüchlich sein kann. Nach diesem Ver-
ständnis geht es bei interkulturellen Öff-
nungsprozessen daher auch nicht allein
um das Miteinander von Menschen mit
und ohne Migrationshintergrund, son-
dern um den Umgang mit Vielfalt gene-
rell – mit all ihren Facetten: seien es ge-
schlechtliche Orientierung, unterschied-
liche Altersgruppen, die Zugehörigkeit
zu einer religiösen Gemeinschaft oder
eine Behinderung.
Besonders wichtig ist dabei, dass die Po-
tenziale, die sich aus der Vielfalt ergeben,
Wertschätzung erfahren: durch eine
Kultur der Anerkennung, die in Mehr-
sprachigkeit, in der Zusammenarbeit
multikultureller Mitarbeiterteams und in
interkultureller Kompetenz einen Ge-
winn für die gesamte Gesellschaft sieht.
Diese Haltung spiegelt sich auch in

den Leitlinien des Paritätischen Ge-
samtverbands zur Interkulturellen
Öffnung wider, die im April 2012 ver-
abschiedet worden sind und sich aus-
drücklich an den Gesamtverband und
die Landesverbände richten. In ver-
schiedenen Positionierungen hat sich
der Verband bereits zuvor zur Notwen-
digkeit der Interkulturellen Öffnung
und zur Wertschätzung von Vielfalt
bekannt. Die Leitlinien verfolgen das
Ziel, die bisher geleistete Arbeit zur
Interkulturellen Öffnung zu systema-
tisieren und eine stärkere Verbindlich-
keit der interkulturellen Arbeit im Ver-
band zu erreichen. Daher beschreiben
sie konkrete Handlungsschritte für die
Bereiche Organisationsentwicklung,
Personalpolitik, Öffentlichkeitsarbeit
sowie Kooperation und Vernetzung.
Und sie sind nicht nur auf geduldiges
Papier gedruckt: Ende 2013 soll bereits
eine erste Zwischenbilanz zur Umset-
zung gezogen werden.

Querschnittsaufgabe
Die Leitlinien verbinden dabei zwei
Handlungsebenen: die verschiedenen
Handlungsfelder sozialer Arbeit von der
Kinder- und Jugendhilfe über den
Gesundheitsbereich bis zur Altenhilfe
und die Ebene des Verbands mit seinen
haupt- und ehrenamtlichen Strukturen.
Als Querschnittsaufgabe betrifft die
Interkulturelle Öffnung alle Fachberei-

Ob soziale Arbeit, Gesundheitswesen oder Altenhilfe – die Interkulturelle Öffnung von

Organisationen, Einrichtungen und Behörden ist eine zentrale Aufgabe, die auch den

Paritätischen und seine Mitgliedsorganisationen vor neue Herausforderungen stellt.

Katharina Alich,
Referentin für
Migrations-
sozialarbeit beim
Paritätischen
Gesamtverband

Foto: Sergio
Cortés
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che des Paritätischen. Die Leitlinien
zielen zum einen darauf ab, Entwick-
lungen in den Prozessen der Interkul-
turellen Öffnung sichtbar zu machen
und Formen der Messbarkeit zu fin-
den. Zum anderen bauen sie aber auch
ganz dezidiert darauf auf, Menschen
mit Migrationshintergrund und ihre
Organisationen an den verbandlichen
Strukturen zu beteiligen, ihre vielfälti-
gen Potenziale, Kompetenzen und Res-

sourcen zu nutzen. Besonders hervor-
zuheben ist hier die Unterstützung
durch das Forum der Migrantinnen
und Migranten, das 2007 als Interes-
senvertretung der mehr als 100 Mig-
rantenselbstorganisationen im Paritäti-
schen gegründet wurde. Seither gibt es
dem Verband immer wieder wichtige
Impulse für seine Arbeit und Weiter-
entwicklung – längst nicht nur in Fra-
gen der Interkulturellen Öffnung.

In zahlreichen Mitgliedsorganisationen
wird ein wertschätzender Umgang mit
Vielfalt bereits gelebt, ist Interkulturelle
Öffnung schon Alltag. Die vielen positi-
ven Erfahrungen, die dabei gemacht
werden, sind inspirierend und ermuti-
gend. Und geben jenen Rückenwind,
die sich noch auf dem Weg befinden.

Katharina Alich, Referentin
für Migrationssozialarbeit beim

Paritätischen Gesamtverband

Handlungsempfehlungen zur Interkulturellen Öffnung*
1. Interkulturelle Öffnung

als Teil der
Organisationsentwicklung

Interkulturelle Öffnung in das beste-
hende Qualitätssystem aufnehmen

Interkulturelle Öffnung wird als ein
Qualitätsmerkmal professioneller Ver-
bandsarbeit im Sozial- und Pflegebe-
reich angesehen. In Zusammenarbeit
mit den Landesverbänden und deren
Mitgliedsorganisationen wurde für den
Paritätischen Gesamtverband im Bereich
Migration ein Qualitäts-Check PQ-Sys
Migration erarbeitet, der den Landesver-
bänden und deren Mitgliedsorganisatio-
nen zur Verfügung steht. Daran anknüp-
fend wird das bestehende Paritätische
Qualitätssystem PQ-Sys auf Anforderun-
gen von interkulturellen Öffnungspro-
zessen hin geprüft und dementspre-
chend Elemente des PQ-Checks Migra-
tion in die bestehenden PQ-Checks des
Paritätischen eingearbeitet.

Einrichtung von fachübergreifenden
Koordinierungsgruppen für Inter-
kulturelle Öffnung

Um die bisherigen Aktivitäten zur Vertie-
fung der interkulturellen Öffnungs- und
Orientierungsprozesse als Querschnitts-
aufgabe in den verschiedenen Verbands-
ebenen auch zwischen den Fachberei-
chen stärker zu strukturieren, wird ange-
regt, für einen befristeten Zeitraum auf
Ebene der Hauptgeschäftsstelle und der
Landesverbände referatsübergreifende
Koordinierungsgruppen einzurichten.

Einführung eines Monitorings
zu Prozessen der Interkulturellen
Öffnung

Die Wirksamkeit der Prozesse Interkul-
tureller Öffnung ist nicht ohne Weiteres
zu messen, da es sich um komplexe und
langfristige Prozesse handelt. Um ein
begleitendes Monitoring im Bereich der
Interkulturellen Öffnung im Verband zu
schaffen, nehmen die Hauptgeschäfts-
stelle und die Landesverbände im Rah-
men des jährlichen Berichtswesen die
Erfassung von Aktivitäten zur Interkul-
turellen Öffnung als referatsübergreifen-
des Thema in ihre Jahresberichte mit auf.
Die Auswahl von entsprechenden Indi-
katoren hierfür sowie eine Auswertung
können in den Koordinierungsgruppen
erfolgen. Relevant können unter diesem
Aspekt zum Beispiel sein: Aktivitäten
in den Bereichen konzeptionelle Ar-
beit, Qualitätssicherung, Fortbildun-
gen, Kooperationen mit Migrantenorga-
nisationen sowie die Zahl der Mitarbei-
ter/-innen mit Migrationshintergrund.

2. Personal- und
Einstellungspolitik

Förderung multikultureller
Mitarbeiterteams

Berücksichtigung der interkulturel-
len Kompetenz als Einstellungs-
merkmal

Durchführung interkultureller
Fortbildungen für die Mitarbeiter/
-innen

3. Öffentlichkeitsarbeit

Interkulturelle Ausrichtung der
Öffentlichkeitsarbeit

Die nach innen und nach außen gerich-
tete Öffentlichkeitsarbeit soll die Vielfalt
von Lebenslagen und -entwürfen abbil-
den und das inklusive Verständnis des
Verbands fördern. Um den Prozess der
Interkulturellen Öffnung auch nach au-
ßen deutlich zu machen, wird empfoh-
len, Veröffentlichungen des Verbands auf
Verständlichkeit und ggf. auf Notwendig-
keit zur Mehrsprachigkeit zu prüfen. Es
ist zu berücksichtigen, wie Menschen
mit Migrationshintergrund dargestellt
werden. Ziel ist hierbei die Repräsentanz
aller Bevölkerungsgruppen und die An-
knüpfung an ihre Ressourcen.

4. Kooperation und
Vernetzung

Stärkung der Zusammenarbeit mit
Migrantenorganisationen

Um die Ressourcen von Migrantenorga-
nisationen stärker zu nutzen, wird auf
Landesebene geprüft, ob weitere Service-
stellen eingerichtet oder Qualifizierungs-
maßnahmen für Migrantenorganisatio-
nen angeboten werden können. Zudem
wird empfohlen, die Vernetzung des
Verbandes und seiner Mitgliedsorganisa-
tionen mit Migrantenorganisationen zu
stärken und die Zusammenarbeit über
Kooperationen verbindlicher zu regeln.
(* stark gekürzte Version, Originalversion

auf www.migration.paritaet.org
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Sprachliche Vielfalt erwünscht!
Vorurteilsbewusste, mehrsprachige Erziehung in den VAK-Kitas

Rund ums Kottbusser Tor in Berlin-Kreuzberg wachsen besonders viele Kinder bei

Eltern auf, deren Muttersprache Türkisch ist. Die Kindertagesstätten in dieser Gegend

stellt das vor spezielle Herausforderungen: Wie lässt sich das Miteinander von Kin-

dern unterschiedlicher Herkunft gestalten? Und wie die Sprachförderung? Seit fast drei

Jahrzehnten zeigt das der kleine Berliner Träger VAK e. V., mit zwei viel beachteten,

preisgekrönten Kindertageseinrichtungen.

Die Geschichte hat Edith Giere
beschäftigt – aber eigentlich
nicht überrascht. Ein türkisches

Elternpaar hatte sich an die Kita-Leiterin
gewandt, besorgt darüber, dass seine
Tochter in der Kita nicht spreche. Ob-
wohl schon länger in der rein deutsch-
sprachigen Kindertagesstätte unterge-
bracht, sei ihr dort noch kein Wort über

die Lippen gekommen. Dabei sei es doch
so wichtig, dass das Kind Deutsch lerne,
für die Schule, für den weiteren Lebens-
weg! Erst als das Mädchen in die mehr-
sprachige Europa-Kita des VAK e.V.
wechselte, blühte es auf. „Damit Kinder
sich angenommen fühlen, ist es wichtig,
dass sie sich in der Sprache, in der sie
denken und fühlen, äußern dürfen und

verstanden werden“, sagt Edith Giere.
„Die Anerkennung ihrer Identität ist
doch der Grundstein dafür, dass die Kin-
der überhaupt lernen.“

Kinderrechte auf Deutsch und Türkisch
Wer das Foyer der in einem Kreuzber-
ger Hinterhof gelegenen, 2002 eröffne-
ten Europa-Kita betritt, sieht gleich:

Anzeige

Mehr Infos unter www.brother.deNutzen Sie die Rahmenvereinbarungen mit Brother Top-Konditionen!

Office-Lösungen
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Hier ist sprachliche Vielfalt erwünscht.
Die Rechte der Kinder, die ihnen per
Aushang zugesichert werden, sind so-
wohl auf Deutsch als auch auf Tür-
kisch aufgelistet. Und in arabischer
und kyrillischer Schrift sind Wörter an
einer Scheibe zu lesen, die die Wur-
zeln und die Flügel der Kinder symbo-
lisieren sollen.
Dass das nicht nur Äußerlichkeiten sind,
zeigt der Blick auf die Kompetenzen und
biographischen Hintergründe der 13 Er-
zieherinnen und Erzieher, die sich um
etwa 80 Kinder kümmern. Alle Fachkräf-
te beherrschen zusätzlich zu ihrer Mut-
tersprache noch mindestens eine weitere
Sprache. So ist es den Erzieher/-innen
möglich, mit Kindern auch in deren Mut-
tersprache zu kommunizieren. Zwar ist
Deutsch Umgangssprache, doch je nach
Situation und Gruppe gibt es eine Ver-
ständigung auch auf Türkisch, Polnisch,
Russisch oder etwa Spanisch. Immerhin
jedes zehnte Kind in der Kita hat nicht
Deutsch oder Türkisch als Mutterspra-
che. „Deshalb habe ich den Ehrgeiz, im-
mer weitere Sprachen in unsere Kita zu
bekommen“, sagt die Leiterin und hat
dabei die Vielfalt der Migrantenfamilien
im Kiez im Blick.

Zum Frühstück gibt es auch Schafskäse
Spielerisch führt das Team die Kinder an
die jeweils anderen Sprachen heran. Hat
ein Kind aus Spanien Geburtstag, wird
ein spanischsprachiges Lied gesungen.
Dazu kommen andere Ebenen, auf de-
nen unterschiedliche Kulturen präsent
sind: Bücher sind in vielen Sprachen ver-
fügbar. Aber auch in der Puppenküche
haben die Kinder die Wahl: Sie können
entweder in der entsprechenden Maschi-
ne einen italienischen Espresso kochen
oder in einem Cezve (Stielgefäß) einen
türkischen Kahve. „Und zum Frühstück
gehören bei uns selbstverständlich nicht
nur Marmelade, sondern auch Schafskä-
se und Oliven“, sagt Edith Giere. „Inter-
kulturalität ist hier keine einmalige Akti-
on, sondern gelebter Alltag.“
Vor 30 Jahren, als sie begann, für den
VAK e.V. zu arbeiten, sah ihre Tätig-
keit – und die Welt – noch anders aus.
Lange Zeit hatte der „Verein zur Förde-
rung ausländischer und deutscher Kin-
der“ (vormals Verein zur Betreuung
und Förderung ausländischer Kinder)

die so genannten „Betreuungsstuben
für ausländische Kinder“ organisiert.
Türkische Erzieherinnen hatten dort die
Aufsicht. Deutsch zu lernen war kein
Thema, denn ursprünglich sollten und
wollten viele Gastarbeiter in ihre Heimat
zurückkehren. Edith Giere war eine der
ersten, die in den zwischenzeitlich einge-
führten Kitas einige Stunden lang
Deutsch vermittelte. Natürlich erwies
sich das als nicht ausreichend, erzählt sie:
„Deshalb richteten wir 1984 zunächst
eine Kita mit einer zweisprachigen, inter-
kulturellen Konzeption ein.“ Damit wa-
ren sie Vorreiter in Berlin – und weitge-
hend auf sich allein gestellt. Weil es kaum
Expertise etwa aus der Pädagogik gab,
musste das Team die Praxis selbst entwi-
ckeln. „Da haben wir begonnen, den Kin-
dern spielerisch und immer im gemein-
samen Tun Deutsch nahezubringen – so,
wie man das heute überall als integrierte
Sprachförderung anpreist.“

Altersgemischte Gruppen
Ortswechsel: Ein paar Straßen ent-
fernt, ebenfalls in einem Kreuzberger
Hinterhof, hat die zweisprachige Kita
des VAK ihr Domizil. Es ist zwölf Uhr,
höchste Zeit für das Mittagessen.
Schließlich waren die Kinder schon
unterwegs, zu Besuch bei einem Fri-
seur, dem türkischen Vater eines Kin-

des. Fehlt nur noch das Ritual, mit
dem die Gruppe sich einen guten Ap-
petit wünscht. Los geht‘s: Die Kinder
sagen den Tischspruch erst auf
Deutsch, dann auf Türkisch.
Auffällig ist der Altersunterschied in
der Gruppe. „Das gehört zum Konzept“,
erklärt Nurgün Karhan, die Leiterin, die
seit 1984 in der Kita arbeitet. „Die klei-
neren Kinder sollen von den größeren
lernen.“ Zum Beispiel von Ahmet, der
es toll findet, immer mal als Übersetzer
einspringen zu können. Und auch die
deutschsprachigen Kinder haben Spaß
daran, Türkisch zu sprechen.

„Eine Erzieherin, eine Sprache“
Die Erzieherinnen dagegen halten sich
zumeist an das hier geltende Prinzip:
eine Erzieherin, eine Sprache. Das heißt:
Die Erzieherin mit türkischen Wurzeln
spricht mit allen Kindern, den deutschen
und den türkischen, nur Türkisch, die
deutschsprachige Erzieherin nur
Deutsch. Stimmt die emotionale Bezie-
hung und bemühen sich alle um einen
achtsamen Dialog, ist der bilinguale Um-
gang für die Kinder kein Problem; das ist
die Erfahrung der beiden Leiterinnen
Nurgün Karhan und Edith Giere. Bestä-
tigt werden sie darin von den Grund-
schulen: „Die melden uns regelmäßig
zurück, unsere Kinder seien sehr lern-

Wer eine Sprache lernt, braucht Geschichten: Ertuğrul, Barış und Rafael (von links) hören
zu und erörtern, was Erzieher Abdullah Özdemir vorliest. Foto: Bernd Schüler
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Migrantinnen und Migranten lassen sich vielfachüber die klassischen Wege der Sozialarbeit

nur schwer erreichen. Wenn sie nicht zu uns kommen, müssen wir Möglichkeiten finden,

zu ihnen zu gehen, sagte sich der Landesverband der pro familia in Baden-Württemberg.

Über die Ausschreibung des „Innovationspreises 2012“ unter seinen Orts- und Kreisver-

bänden wurden neue Ansätze aufsuchender Beratung für Migrationsgruppen gefunden.

„Wir müssen auf die Straße“
Wie pro familia Zugang zu jungen Russlanddeutschen fand

die das neue Umfeld bietet und eman-
zipieren sich. Die Jungs blieben gefan-
gen in ihren Träumen zurück, reagier-
ten ihre Enttäuschung mit Alkohol
oder Straftaten ab. Immer im Nach-
hinein zu therapieren, frustriert. Ger-
hard Tschöpe wollte lieber vorbeugen.
Nur: Wie sind russlanddeutsche Jugend-
liche zu erreichen?

„Gesellschaftliche Tabus“
Um eine tragfähige Antwort zu bekom-
men, waren vier Jahre Projektarbeit nö-
tig. 2006 startete das Modellprojekt „pro
eto“, ein russischer Dachbegriff für ge-
sellschaftliche Tabus. Eine Mitarbeiterin
mit halber Stelle klapperte alle Jugend-

Immer wieder kamen russlanddeut-
sche Jugendliche in die Freiburger
Beratungsstelle von pro familia –

allerdings zwangsweise. Denn die jun-
gen Männer hatten wegen Sexualstraf-
taten vor Gericht gestanden, das ihnen
die Beratung zur Auflage machte. Be-
rater Gerhard Tschöpe fiel bei ihnen
ein Muster auf: Die meisten waren beruf-
lich hervorragend integriert – aber sozial
isoliert. Vor allem in ihrem Frauenbild
hingen sie überkommenen Vorstellun-
gen an, für die sie weder in der deut-
schen Gesellschaft noch im eigenen
sozialen Umfeld Entsprechungen fan-
den. Denn gerade die Töchter der eins-
tigen Aussiedler nutzen die Freiheiten,

zentren der Stadt ab – ergebnislos. Selbst
in Stadtteilen mit hohem Anteil russ-
landdeutscher Migranten waren keine
Jugendlichen aus dieser Gruppe in den
Jugendzentren zu finden. Nach zwei Jah-
ren vergeblicher Suche hieß die Schluss-
folgerung des wissenschaftlich begleite-
ten Modellprojektes: „Wir müssen auf die
Straße.“ pro familia Freiburg stellte für
die Suche fünf Studentinnen mit russ-
landdeutschem und eine mit anderem
Migrationshintergrund an. Jeweils zu
dritt streiften sie abends durch die Stadt-
teile und fragten nach Treffpunkten russ-
landdeutscher Jugendlicher. Schließlich
wurden Cliquen gefunden: auf dem
Parkplatz eines Supermarkts, in einem

K o n t a k t
Geschäftsstelle VAK e.V.,
Edith Giere und Nurgün Karhan
Oranienstr. 2 a, 10997 Berlin
Tel.: 030/6186574
Mail: vak-kitas@t-online.de
www.vak-kindertagesstaetten.de
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willig und hätten Selbstvertrauen“, sagt
Nurgün Karhan. Allerdings liegt nicht
jeder deutschsprachigen Erzieherin die-
ses besondere Setting gleich gut. „An-
fangs fand ich es schwierig, nicht alles zu
verstehen, wenn die türkische Kollegin
mit der Gruppe oder mit Eltern spricht“,
sagt zum Beispiel Manuela Boughanmi.
„Mittlerweile kann ich ganz gut Tür-
kisch, aber vor allem weiß ich, dass mei-
ne türkische Kollegin die gleichen päda-
gogischen Grundsätze verfolgt wie ich.“

Vorurteilsbewusste Erziehung
Eine Offenheit für Vielfalt, das ist die ent-
scheidende Haltung, die die beiden Lei-
terinnen und die Erziehenden selbst be-
ständig fördern wollen. Dazu holt sich
das Team laufend Fortbildungen ins
Haus. Kürzlich etwa dazu, wie sich mit
Kindern „ohne machtvolle Worte“ kom-
munizieren lässt. Besonders wichtig aber
war für beide Kitas eine halbjährliche,
begleitende Fortbildung zur vorurteilsbe-
wussten Erziehung. Dieses Konzept be-
sagt: Es ist wichtig, sich der eigenen Vor-

urteile gegenüber anderen bewusst zu
werden, um achtsam miteinander umge-
hen zu können. Nurgün Karhan: „Es ist
unsere respektvolle Haltung gegenüber
Menschen mit anderen Lebensentwür-
fen, die wir täglich überprüfen und be-
weisen müssen.“
Auch in der Beziehungsarbeit mit den
Eltern stellen sich laufend neue Heraus-
forderungen. Etwa im Fall eines Kindes,
das zwei Mütter hat. Beim Elternabend
stellte sich also ein lesbisches Paar vor.
„Das hat einige erstaunt“, erzählt Edith
Giere, „aber die türkischsprachige Kolle-
gin hat dann erläutert, dass auch zwei
Mütter und ein Kind eine Familie sein
können.“ Bernd Schüler

iaf-Projekt stärkt
Familiensprachen
Der Verband binationaler Familien
und Partnerschaften, iaf e.V. hat unter
dem Titel „Unsere Omas und Opas er-
zählen in vielen Sprachen“ 2009 ein
Programm gestartet, das Familien-
sprachen wie Türkisch, Arabisch, Rus-
sisch und Französisch in den Kinder-
gartenalltag integriert. In mehreren
Städten wurden Großeltern und Eltern
aus binationalen Familien als Erzähle-
rinnenundErzählergeschult.DieBro-
schüre „Oma und Opa erzählen in
vielen Sprachen“ veranschaulicht die
im Projekt gesammelten Erfahrun-
gen. Sie ist zu finden auf www.ver-
band-binationaler.deunter„Mehrspra-
chigkeit“. Das Folgeprojekt „Unsere
Omas und Opas singen und spielen in
vielen Sprachen“ richtet den Fokus auf
spielerische und musikalische Aspek-
te der Literaturvermittlung.
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alten Bauwagen, in einem privaten Kel-
ler. Vorteil: Die Gruppen hatten relativ
feste Strukturen mit regelmäßigen
wöchentlichen Treffen.

Wirkliches Interesse
Die Studentinnen machten von Anfang
an klar, dass sie für pro familia arbeite-
ten, baten zunächst aber nur darum, an
den Treffen teilnehmen zu dürfen. Auf
Rückfragen nach dem Warum, antwor-
teten sie: Weil wir Interesse an euch
und eurem Leben haben. „Das wirkte
meist wie ein Türöffner“, sagt Gerhard
Tschöpe, „Denn Interesse an den Jugend-
lichen hatte kaum je einer bekundet.“
Nach einigen Monaten Vertrauensauf-
bau konnten die Studentinnen sexual-
pädagogische Fragen ansprechen, In-
formationsmaterial verteilen und
selbst zu Aktivitäten anregen wie etwa,
gemeinsam Klettern zu gehen. Einzel-
ne Jugendliche kamen von selbst und
baten um Beratung abseits der Gruppe.
Seit Ende des Modellprojekts 2010 läuft
die Arbeit über Honorarkräfte weiter –
wenn auch mit fragilen Finanzstruktu-
ren. Das Projekt, das inzwischen unter
dem Namen „LOG IN“ läuft, wird durch
Gelder für gewonnene Auszeichnungen
wie den Innovationspreis 2012 und Spen-
den getragen und – durch die günstige
Arbeit der Studentinnen. „Wir stellen ge-
zielt Studentinnen der Sozialpädagogik

oder verwandter Fächer auf Honorarbasis
an, aber erst ab dem dritten Semester“,
erklärt Gerhard Tschöpe. Zum einen
bringen die Studentinnen dann genü-
gend Wissen mit, zum anderen sind sie
alt genug. Der Altersabstand muss groß
genug sein, um der Anmache zu entge-
hen, aber klein genug, um noch Vorbild
für Integration als junger Erwachsener
zu sein. Tschöpe: „Zugleich hoffen wir,
dass unsere Studentinnen durch ihr Auf-
treten die stereotypen Frauenbilder der
Jugendlichen ins Wanken bringen.“ Für
diesen Nachweis wäre allerdings ein wei-
teres Modellprojekt nötig…

Auch andere Nationalitäten im Blick
Inzwischen bemüht sich pro familia Frei-
burg um weitere multikulturelle Grup-
pen. Eine spanischsprachige Beraterin
soll dafür Wege erkunden. „Häufig sind
in spanischsprachigen Gruppen auch
Jugendliche anderer Kulturen, etwa Itali-
ener, vereinzelt auch Türken vertreten –
so hoffen wir unsere Zugänge zu erwei-
tern“, meint Gerhard Tschöpe.
Migrantinnen und Migranten türkischer
Herkunft will die pro familia Beratungs-
stelle in Mannheim ansprechen – wieder
mit Hilfe einer Mitarbeiterin mit türki-
schen Wurzeln. Türkân Celikdag hat ge-
meinsam mit ihrer deutschen Kollegin
Kathrin Hettler eine Broschüre für türki-
sche Eltern entwickelt. Um die Eltern

K o n t a k t

pro familia Freiburg
Gerhard Tschöpe
Humboldtstr. 2
79098 Freiburg
Tel.: 0761/296256
E-Mail: freiburg@profamilia.de

pro familia Mannheim
Kathrin Hettler
Tullastr. 16 a
68161 Mannheim
Tel.: 0621/27720
E-Mail: mannheim@profamilia.de

gedanklich dort abzuholen, wo sie mut-
maßlich stehen, skizziert die Broschüre
in türkischer Sprache typische Situatio-
nen, mit denen sich türkische Eltern aus-
einandersetzen müssen: Ihre Tochter
will am Schwimmunterricht in der Schu-
le teilnehmen, bei dem auch Jungs sind,
oder sie bringt eine Broschüre über
Schwangerschaft nach Hause; der Sohn
hat sexuell besetzte Schimpfwörter auf-
geschnappt, die er zu Hause zum Besten
gibt. Nach jeder Beispielsituation wird
erklärt, welche Ängste und Sorgen diese
bei türkischen Eltern auslösen können.
Äußerst behutsam werden Erkenntnisse
über die sexuelle Entwicklung von Kin-
dern und Hintergründe über die deut-
sche Kultur dagegen gesetzt. Über das
Schwimmbad heißt es zum Beispiel:
„Mädchen und Jungen, die von klein auf
Schwimmbäder nutzen, lernen, dass dies
Orte zum Baden und Sport machen sind,
sie geben diesem Ort und diesem Kon-
text keine sexuelle Bedeutung mehr.“
Jeder Abschnitt endet mit Handlungs-
vorschlägen für die Eltern. Die Bro-
schüre soll weder wahllos verschickt
werden noch anonym ausliegen, son-
dern persönlich verteilt werden, zum
Beispiel über Grundschullehrkräfte
bei Elternabenden.
Seit über 50 Jahren ist Deutschland ein
Einwanderungsland. Doch die sexualpä-
dagogische Ansprache der Migranten-
gruppen steckt in den Kinderschuhen.
Ermöglicht wird sie vor allem durch Mi-
grantinnen und Migranten, die selbst die
Brücke zwischen den Kulturen geschla-
gen haben und nun vermitteln können.

Gisela Haberer

Fertig zum Klettern. Mit jungen Männern russlanddeutscher Herkunft startete pro familia
ein Projekt zur aufsuchenden Beratung. Foto: pro familia
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„Vom ich zum du zum wir“
Angebote der Akademie für interkulturelle Handlungskompetenzen
Manchmal sind es nur scheinbare Kleinigkeiten, manchmal auch grundsätzliche Haltun-

gen. Das Wissen um sie kann einen großen Unterschied machen: ob ein Mensch sich als

Individuum wahr- und angenommen oder in seiner Würde verletzt fühlt. Die Akademie

für interkulturelle Handlungskompetenzen in Bochum hat ein breites Angebot an Kursen,

Fortbildungen und Trainings entwickelt, das Beschäftigten aus sozialer Arbeit, Pflege- und

Gesundheitswesen wichtige Qualifikationen im Umgang mit kultureller Vielfalt vermittelt.

keine homogenen migrantischen
Gruppen in Deutschland gibt, sondern
dass es einen großen Unterschied
macht, welcher sozialen Schicht je-
mand angehört, welchen Bildungs-
stand er oder sie hat und auch, welchen
rechtlichen Status.“
Das Bewusstsein für die Individualität
des Einzelnen und seine Prägung durch
persönliche Erfahrungen schärfen, das
ist ein ganz wesentlicher Bestandteil der
Fort- und Weiterbildungen. „Da lenken
wir den Blick auch keinesfalls nur auf
Menschen mit Migrationshintergrund,
sondern beispielsweise auch auf unsere
Einstellung zu und den Umgang mit ho-
mosexuellen Frauen und Männern oder
Menschen mit Behinderung“, betont Cig-
dem Deniz Sert. „Wir begreifen Interkul-
turalität als produktiven‚ ‚dritten Raum‘
zwischen den Kulturen und beschäftigen

uns intensiv mit der Entwicklung vom
ich zum du zum wir.“ Dabei gehe es nicht
darum, Grenzen und Unterschiede
zwischen Menschen zu negieren, son-
dern zu akzeptieren, sie aber nicht an
falschen Dingen festzumachen und zu
verfestigen, so Cigdem Deniz Sert. Das
Wichtige sei, sich jenseits dieser Gren-
zen Zugang zum einzelnen Individu-
um zu verschaffen. „Interkulturelle
Öffnung ist ein Prozess, der Offenheit,
Vielfalt und Pluralität fördert.“

Kooperationsprojekt
Vielfältig ist daher auch das Angebot
der Akademie für interkulturelle Hand-
lungskompetenzen, die als Kooperati-
onsprojekt der Paritätischen Akademie
NRW und der IFAK e.V., dem Verein für
multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe
und Migrationsarbeit, entstanden ist.
Die Weiterbildungen und Beratungen
richten sich sowohl an soziale Einrich-
tungen und Dienste als auch an Verwal-
tungen, Schulen, Migrantenselbstorga-
nisationen und Unternehmen sowie de-
ren Beschäftigte. Zum Angebot gehören
interkulturelle Sensibilisierungstrai-
nings für verschiedene Berufsgruppen
ebenso wie „Train-the-Trainer“-Fortbil-
dungen und Inhouse-Schulungen.
Näheres erfahren Interessierte auf
www.bildung.paritaet-nrw.org unter
„Interkulturelle Bildung“.

Wir haben für unterschiedli-
che Arbeitsfelder spezielle
Angebote entwickelt, weil

es in jedem Bereich spezifisches Fach-
wissen gibt“, sagt Cigdem Deniz Sert,
Bildungsreferentin der Akademie für
interkulturelle Handlungskompetenz.
„In Kitas sind es ja eher pädagogische
Themen, bei Frauen- und Mädchenbera-
tungsstellen mehr genderspezifische As-
pekte und in der Altenhilfe wieder ganz
andere Fragen. Aber durch alle Fortbil-
dungen zieht sich als roter Faden das
Selbstverständnis von Interkulturalität.“
Natürlich geht es da auch um ganz
praktische Fragen – wie etwa: Muss ich
meine Schuhe ausziehen, wenn ich die
Wohnung einer türkischen Familie be-
trete? Und inwiefern ist es sinnvoll,
andere Familienmitglieder direkt mit
in die Pflege einzubeziehen?

Kritische Auseinandersetzung
mit dem Begriff Kultur
Aber interkulturelle Kompetenz geht
weit darüber hinaus, betont Cigdem De-
niz Sert, die auch Mediatorin und Rechts-
anwältin ist sowie Vorsitzende des Bo-
chumer Forums für Antirassismus und
Kultur. „Interkulturelle Kompetenz setzt
eine kritische Auseinandersetzung mit
dem Begriff Kultur voraus. Wir neigen in
unserer Gesellschaft ja leicht dazu, Indi-
viduen als Teil eines Kollektivs zu sehen
und ihnen eine bestimmte kulturelle
Identität zuzuschreiben. Aber das wird
dem einzelnen Menschen nicht gerecht.“
So wenig wie alle „Deutschen“ den sel-
ben Musikgeschmack und das gleiche
Freizeitverhalten hätten, ließen sich alle
„Türken“ oder „Russlanddeutsche“ über
einen Kamm scheren. „Die Sinus-Milieu-
Studie hat ganz deutlich gemacht, dass es

K o n t a k t
Akademie für interkulturelle
Handlungskompetenzen
c/o IFAK e.V.
Engelsburger Str. 168, 44793 Bochum
Tel.: 0234/32589902
E-Mail: sert@paritaet-nrw.org

Cigdem Deniz Sert, Bildungsreferentin der
Akademie für interkulturelle Handlungs-
kompetenzen
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Das Projekt, das vom Hessischen
Ministerium für Justiz, Inte-
gration und Europa finanziell

gefördert wird, soll einerseits Ein-
richtungen der Behindertenhilfe in
Hessen für die Belange chronisch
kranker oder behinderter Menschen
mit Migrationshintergrund sensibili-
sieren und Öffnungsprozesse ansto-
ßen. Gleichzeitig sind aber auch
Migranten(selbst)organisationen eine
wichtige Zielgruppe. Als Multiplikato-
ren sollen beispielsweise Eltern- und
Kulturvereine, Moschee-Vereine und
andere Migranteninitiativen dafür ge-
wonnen werden, sich mit Förderschu-
len, Werkstätten für Menschen mit
Behinderung und ähnlichen Einrich-
tungen zu vernetzen.

Viele Barrieren
„Menschen mit Migrationshintergrund,
die eine Behinderung haben, sitzen
häufig zwischen allen Stühlen und
fühlen sich nirgends richtig aufgeho-
ben“, sagt Projektleiter Rüdiger Haus-
mann. Manchmal seien es sprachliche
Barrieren, manchmal rechtliche Hür-
den aufgrund eines fehlenden deut-
schen Passes, die ihnen den Zugang zu
Leistungen der Behindertenhilfe er-
schwerten, betont Hausmann. Mitun-
ter hätten Familien mit Migrationshin-
tergrund aber auch Vorbehalte gegen-
über dem deutschen System der Behin-
dertenhilfe, die auf einem anderen
Verständnis von Behinderung beru-
hen. Oder es gebe zu hohe Zugangsvo-
raussetzungen.
Ziel des auf insgesamt vier Jahre (2011
bis 2014) angelegten Projekts ist es, auf
Seiten der Behindertenhilfe mehr Of-

fenheit gegenüber individuellen und
kulturellen Prägungen zu erreichen so-
wie ein Bewusstsein für die spezifische
Situation von behinderten Menschen
mit Migrationshintergrund zu wecken.
Darüber hinaus will das Bildungswerk
mit den Einrichtungen gemeinsam spe-
zifische konzeptionelle Ansätze entwi-
ckeln, die die Zielgruppe mit ihren be-
sonderen Bedürfnissen unterstützten
und stärken. „Wir orientieren uns dabei
am Konzept der Inklusion“, betont Rü-
diger Hausmann. „Das bedeutet: die
Besonderheit und die Bedürfnisse eines
jeden einzelnen Menschen anzuneh-
men, die sich daraus ergebene Vielfalt
wertzuschätzen und im Alltag von Ins-
titutionen und Einrichtungen zu be-
rücksichtigen.“

Bundesweit Interessenten
Im Rahmen des Projekts begleiten Haus-
mann sowie seine Kolleginnen Sabine
Kriechhammer-Yagmur und Iris Bawi-
damann Einrichtungen bei kulturellen
Öffnungsprozessen und bieten Fortbil-
dungen für Fachkräfte und Multi-
plikator/-innen an. Obwohl die Projekt-
förderung sich auf Hessen beschränkt,
können auch Interessierte aus anderen
Bundesländern das Angebot nutzen.
„Wir registrieren bundesweit ein stei-
gendes Interesse an der interkulturellen
Öffnung von Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe“, sagt Hausmann.
Weitere Informationen finden Inte-
ressierte auf der Projekt-Homepage
www.barrierefrei-zur-integration.de.
Infos zu weiteren Bildungswerk-Ange-
boten zu interkulturellen Aspekten
gibt es auf der Seite www.bildungs-
werk.paritaet.org.
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Migranten mit Behinderung
oft „zwischen allen Stühlen“

Menschen mit Behinderung müssen immer noch viele Barrieren überwinden. Erst recht,

wenn sie ausländische Wurzeln haben. „Das deutsche System der Behindertenhilfe ist

für viele Menschen mit Migationshintergrund schwer zugänglich“, hat der Bundesver-

band des Paritätischen Bildungswerks festgestellt. Mit seinem Projekt „Migrant/-innen

barrierefrei zur Integration“ will er daran etwas ändern.

Projekt des Paritätischen Bildungswerks

Profis

für
Ihre

Immo-
bilie

DurchunsereLeistungenrundumIhre
Immobiliehelfenwir Ihnen

die Bewirtschaftungskosten für z. B.
Reinigung und Wartung dauerhaft
und spürbar zu senken

Ihre Energiekosten professionell zu
analysieren und sofortige Einspar-
maßnahmen umzusetzen

Strom und Gas günstig einzukaufen

einen optimalen Gebäudebetrieb in
Ihren Objekten zu organisieren, um
den gesetzlichen Anforderungen
Ihrer Betreiberverantwortung gerecht
zu werden

die anstehenden technischen Sanie-
rungen durchzuführen

die Organisation und Betreuung von
Umbauten in Objekten oder bei Neu-
bauten professionell durchzuführen

bei der Durchführung von Mietver-
tragsangelegenheiten und Neben-
kostenabrechnungen

Wir senken Ihre Kosten!

Telefon: (0511) 361-99 79

Email: paritaetische@nord-fm.de

Internet: www.nordfm.de
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Ibrahim Torun kam in der 26.
Schwangerschaftswoche zur Welt.
Er wog nur 650 Gramm. Mehrere

Wochen musste der Kleine im Kran-
kenhaus auf der „Frühchen-Station“
versorgt werden. Wochen, in denen sei-
ne Eltern um sein Leben bangten.
Heute ist Ibrahim Torun vier Jahre alt.
Ein fröhlicher Bub, der gerne Grimas-
sen macht und am liebsten Fahrrad
fährt. Sein früher Start ins Leben hat
jedoch zu einer motorischen Entwick-
lungsstörung geführt, wegen der er
besondere Förderung benötigt. „Nach
seiner Geburt war ich sehr verzweifelt,
aber mein Mann und meine Familie
haben mich immer unterstützt“, er-
zählt seine Mutter Hülya. Die 33-jähri-
ge Muslima hat sich sehr bemüht, in

„Miteinander leben“ baut Barrieren ab

Mit dem Ziel, „kultursensible Konzepte zur Zusammenarbeit von und mit Familien

mit Migrationshintergrund zu entwickeln und zu erproben“ hat der Bundesverband

für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. (bvkm) Mitte 2011 das Pilot-

projekt „Miteinander leben“ gestartet. Die Elternselbsthilfeorganisation mit Sitz in

Düsseldorf arbeitet mit Institutionen in Berlin, Coburg, Hamburg und Mönchengladbach

zusammen. Kooperationspartner in Mönchengladbach ist das Integrative Montessori-

Familienzentrum des Zentrums für Körperbehinderte e. V.

Ermutigende Praxiserfahrungen aus einem Projekt des bvkm

Mönchengladbach Möglichkeiten und
Menschen zu finden, die die beste För-
derung für Torun möchten. Sie hat Rat
bei Ärzten gesucht, den Jungen zur
Frühförderung gebracht und schließlich
für den Kindergarten im integrativen
Montessori-Familienzentrum angemel-
det. Und auch für sich eine Wahl getrof-
fen: Jeden Mittwoch nimmt sie am
Mütter-Treff teil. „Basteln und Quat-
schen“ haben ihn die Frauen genannt,
die aus Deutschland, Spanien, Belgien
oder Portugal kommen. Seit Wochen
haben sie schon Papiersterne gefaltet
und Tannenbäume aus Filz geformt –
für den Stand der Einrichtung auf dem
Mönchengladbacher Christkindlmarkt.
„Es war mein fester Wille, dass Ibrahim
hier im integrativen Kindergarten einen

Platz bekommt“, sagt Hülya Torun.
Dass sie darüber hinaus am Mütter-
Treff teilnimmt, „lag an der Einrich-
tungsleiterin, Frau Pohl. Sie hat mich
gefragt, ob ich Lust an Handarbeiten
hätte“. Hülya hatte.
Was in den Worten der 33-Jährigen
selbstverständlich klingt, ist es für viele
Frauen mit Migrationshintergrund und
einem behinderten Kind nicht. „Famili-
en mit Migrationshintergrund, die mit
behinderten Kindern in Deutschland le-
ben, sind wenig in die üblichen Struktu-
ren der Behinderten(selbst)hilfe einge-
bunden“, beschreibt Anne Willeke, Leite-
rin des Pilotprojekts „Miteinander leben“,
die Realität. Dabei steigt die Zahl der
Jungen und Mädchen mit Handicap aus
Familien mit einem Migrationshinter-

Gelebte Interkulturalität:
Die Spanierin Raquel

Pareira Sanchez mit dem
kleinen Jasper Slootmarkers,

der eine belgische Mutter hat,
und Familienzentrumsleiterin
Dagmar Pohl (rechts). Deren

Mutter ist Holländerin.

Fotos: Corinna Willführ
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grund stetig. Nicht aber die Beteiligung
der Eltern in den Institutionen oder in
Selbsthilfegruppen.
Willeke nennt in ihrem Positionspapier
zum Pilotprojekt des Bundesverbands
für körper- und mehrfachbehinderte
Menschen die Gründe: Dass Behinde-
rung in einigen Kulturkreisen stark tabu-
isiert ist, „was Schamgefühle und die
Tendenz zu sozialer Isolation bewirkt“.
Dass grundlegende gesundheitsrechtli-
che Informationen fehlen, sprachliche
Barrieren bestehen und es an Wissen
und Hilfe mangelt, um die Unterstüt-
zungsangebote wahrzunehmen.
Das wöchentliche Kreativangebot, zu
dem das Montessori-Familienzentrum
im Rahmen von „Miteinander leben“ ein-
lud, wurde auf einem Elternabend vorge-
stellt. Dagmar Pohl, seit mehr als 30 Jah-
ren Leiterin des Familienzentrums: „Da-
mit war die Chance höher, dass auch El-
tern mit Migrationshintergrund kom-
men, die seltener das Gespräch mit den
Mitarbeiterinnen suchen.“ Und sie ka-
men. Am Kreativangebot nahmen an-
schließend aber nur Mütter teil. Auch am
„Vater-Kind-Samstag“, an dem Figuren
für das Außengelände des Kindergartens
gebaut wurden, war das Interesse groß:
„Da waren die Männer unter sich“. Von
den 28 teilnehmenden Vätern hatten
sechs einen Migrationshintergrund.

Abendveranstaltungen sind heikel
„Mütter und Väter, die muslimischen
Glaubens sind, wollten erst einmal „un-
ter sich sein, um in Kontakt zu kommen
und Beziehungen aufzubauen“, resü-
miert die Einrichtungs-Leiterin eine Er-
fahrung aus dem Pilotprojekt. In den
Netzwerk-Veranstaltungen hat sie auch
eine Erklärung bekommen, warum Müt-
ter mit Migrationshintergrund nicht zu
Elternabenden kamen: „Weil zu diesen
auch Männer eingeladen waren.“ Zudem
waren die Informationsveranstaltungen
abends „zu einer Zeit, zu der gläubige
muslimische Mütter nicht allein unter-
wegs sein sollen.“
Die Erfahrungen, die Dagmar Pohl aus
dem Pilotprojekt gewonnen hat, haben
sich im Alltag des Familienzentrums
manifestiert. Ob Frühstück oder Mittag-
essen: Auf dem Speiseplan des Kinder-
gartens gibt es keine Schweinefleisch-
Produkte mehr. Außerdem hat die Heil-

K o n t a k t

Integratives Montessori-Familienzentrum
des ZFK
Tel.: 02161/49521-31
www.zentrumkoerperbehinderte.de
E-Mail: imf@zfk-mg.de

Bundesverband für körper- und mehrfach-
behinderte Menschen e. V.
Brehmstraße 5-7, 40239 Düsseldorf
Tel.: 0211/64004-21
E-Mail: anne.willeke@bvkm.de

pädagogin bei der Auswahl von Prakti-
kantinnen ihr Augenmerk auf qualifi-
zierte Bewerberinnen mit Migrationshin-
tergrund gelegt. Seit kurzem verstärken
zwei Kinderpflegerinnen mit ausländi-
schen Wurzeln ihr Team.

Kontakt mit Gleichbetroffenen
Projektleiterin Anne Willeke sieht in der
Kooperation mit Migranten-Organisatio-
nen eine weitere Chance für die Beteili-
gung von Eltern mit ausländischen Wur-
zeln und einem behinderten Kind. Päda-
gogische Fachvorträge sollten dabei nicht
im Vordergrund stehen. Vielmehr „nied-
rigschwellige“ Angebote: Feste feiern,
Kochen, Basteln, Bauen – oder Wochen-
end-Freizeiten: „Das Vertrauen in barrie-
refrei ausgewählte Orte, die Perspektive,
etwas für sich und die Familie zu tun
und mit anderen Gleichbetroffenen in
intensiven Kontakt zu kommen, sind für
die Eltern von großer Bedeutung.“ Und
wenn die Antwort auf eine schriftliche
Einladung ausbleibt, rät Dagmar Pohl:
„Unbedingt die Eltern nochmal anrufen
oder persönlich ansprechen.“
Auf der Pinnwand im Foyer des Montes-
sori-Zentrums laden türkische Eltern mit
einem Plakat zum Opferfest ein. „Das
gibt es in diesem Jahr zum ersten Mal“,
sagt Pohl. Den Vater-Kind-Samstag will
sie mit ihrem Team im nächsten Jahr
wieder anbieten. Auch persönlich will die
Pädagogin einen neuen Schritt für mehr

Integration der Eltern mit Migrationshin-
tergrund im Familienzentrum wagen.
„Ich werde einen Imam kontaktieren“,
sagt sie. Der Vorbeter einer Moschee, so
hat die Pädagogin in den Workshops von
„Miteinander leben“ erfahren, könne ihr
„die Türen zu Menschen muslimischen
Glaubens öffnen“.

Informationsbroschüren in
Türkisch und Arabisch
Anfang des Jahres haben die Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege und die Fachverbände für
Menschen mit Behinderung gemein-
sam die „Erklärung zur interkulturellen
Arbeit für und mit Menschen mit Behin-
derung und Migrationshintergrund“ ver-
fasst. Danach sollen „bestehende Barrie-
ren und Benachteiligungen erkannt und
abgebaut beziehungsweise abgewendet
werden“. Das Pilotprojekt „Miteinander
leben“, das aus Mitteln des Bundes-
verbandes und mit Unterstützung der
Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK)
durchgeführt wurde, hat nicht nur in
Mönchengladbach Früchte getragen. „Im
Interkulturellen Beratungs- und Begeg-
nungszentrum in Berlin“, so Anne Wil-
leke, „gibt es mittlerweile eine Gruppe
mit mehr als 25 Müttern, die einen
Migrationshintergrund und ein Kind mit
Behinderung haben.“ Sie alle sind wich-
tige Multiplikatorinnen. Wenn sie von
ihren Erfahrungen berichten oder die
mittlerweile in Türkisch und Arabisch
erschienene Broschüre des bvkm „Mein
Kind ist behindert – diese Hilfe gibt es“
weiterreichen – und mit ihr dafür wer-
ben, dass die in der Behindertenrechts-
konvention der Vereinten Nationen fest-
gelegte Teilhabe aller Menschen umge-
setzt wird. Corinna Willführ

Pädagogin Rabia Karahancer, die seit kur-
zem das Team im Montesorri-Kindergarten
verstärkt, hat wie Emir türkische Wurzeln.
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„Das Glas ist halb voll und halb leer“
Was erwartet der Paritätische in NRW vom neuen Integrationsgesetz?

In Nordrhein-Westfalen, dem bevölkerungsreichsten Bundesland, leben mehr als vier Mil-

lionen Menschen mit Migrationshintergrund – das sind etwa 20 Prozent der Bevölkerung.

Das von der rot-grünen Landesregierung im Februar 2012 beschlossene Integrationsge-

setz soll Ihre Teilhabe deutlich voranbringen. Was der Paritätische Landesverband von

demGesetz hält undwie er selbst die Interkulturelle Öffnung vorantreibt, schildernUlrike

Werthmanns-Reppekus und Ercüment Toker vom Fachbereich Migration.

NRW hat im Frühjahr als erstes Flächenland
ein Gesetz zur Förderung der gesellschaft-
lichen Teilhabe und Integration geschaffen.
Was erwarten Sie konkret davon?

Ulrike Werthmanns-Reppekus: Dass es
der Landesregierung so schnell gelun-
gen ist, das Gesetz auf die Beine zu stel-
len, hat uns schon überrascht. Das ist
politisch ein sehr positives Signal, mit
dem die Regierung zeigt, dass ihr die
Chancengleichheit von Menschen mit
ausländischen Wurzeln wichtig ist. Aber
wie so oft, kann man auch hier sagen:
das Glas ist sowohl halb voll als auch halb
leer. Halb voll, weil das Gesetz bei-
spielsweise die kommunale Ebene sehr
stärkt: durch die sogenannten Kom-
munalen Integrationszentren, die KIZ,
die mit großer personeller Ausstattung
in allen Landkreisen und kreisfreien
Städten aufgebaut werden sollen und
ein breites Aufgabenspektrum haben,
zu dem unter anderem auch Unterstüt-
zung in Fragen der schulischen Bildung
und in beruflichen Fragen gehört.
Halb leer ist das Glas unter anderem, weil
wir als Freie Wohlfahrtspflege mit den
Integrationsagenturen im Gesetz nicht
als gleichwertige Partner aufgeführt wer-
den. Das finde ich sehr bedauerlich. Die
KIZ sind eine Erweiterung der bisheri-
gen Regionalen Arbeitsstellen, also eine
kommunale Einrichtung. Während die
Integrationsagenturen, die wir seitens
der Wohlfahrtspflege seit fünf Jahren
aufgebaut haben, in freier Trägerschaft
sind. Auch viele Mitgliedsorganisationen
des Paritätischen, die über eine hohe
Kompetenz verfügen, sind Träger dieser
Integrationsagenturen. Diese werden
zwar auch vom Land gefördert, sind aber

deutlich schlechter ausgestattet als die
neuen Kommunalen Integrationszent-
ren. Das ist für uns nicht nachvollzieh-
bar, weil auch die Integrationsagenturen
erwiesenermaßen gute und wichtige Ar-
beit für die Integration leisten.

Ercüment Toker: Das neue Integrations-
gesetz gibt dem, was wir bislang auf
freiwilliger Basis hatten, eine Verbind-
lichkeit. Es werden Standards und Nor-
men gesetzt. Es ist ganz klar definiert,
was Integration ist, was Interkulturelle
Öffnung und was Diskriminierung ist.
Aber gleichzeitig bleibt das Gesetz be-
zogen auf verschiedene gesellschaftli-
che Bereiche doch ziemlich marginal.
Im schulischen Bereich beispielsweise.
Bildung ist ja ein ganz zentrales Inte-
grationsfeld. Es muss vielmehr gesche-

15www.der-paritaetische.de6 | 2012

hen, damit Kinder aus Familien mit
Migrationshintergrund annähernd glei-
che Bildungschancen erhalten. Hier
müsste im Schulgesetz noch einiges
verbessert werden. Wichtig wäre bei-
spielsweise eine inhaltliche Festlegung
und verbindliche Definition des Inte-
grationsauftrags der Schule. Zurzeit
können die Schulen diesen Auftrag be-
liebig selbst bestimmen und dabei zum
Teil mit gegensätzlichen Konzepten ar-
beiten. Auch in der Flüchtlingsfrage ist
das Integrationsgesetz unbefriedigend.
Hier hätte ich mir gewünscht, dass die
Regierung Flüchtlingen, die ja oft hier
im Land bleiben, gesetzlich mehr Teil-
habechancen eröffnet.

Der Paritätische hat als Partner die Lan-
desinitiative „Vielfalt verbindet. Interkultu-

Ulrike Werthmanns-
Reppekus,

Fachgruppenleiterin
des Paritätischen
Landesverbands

NRW, und ihr
Kollege Ercüment

Toker, Fachreferent
für Migration

Foto: Bauer
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relle Öffnung als Erfolgsfaktor“ unter-
zeichnet. Was versprechen Sie sich davon?

Werthmanns-Reppekus: Die Wertschät-
zung kultureller Vielfalt gehört seit je-
her zum Selbstverständnis des Paritäti-
schen. Interkulturelle Öffnung ist für
uns schon lange ein Thema. Wir haben
alleine über 100 Migrantenselbstorgani-
sationen und viele weitere Mitgliedsor-
ganisationen, die unter anderem spezi-
elle Angebote für Migranten haben.
Aber darüber hinaus ist es natürlich
unser Ziel, dass im Sinne der Interkul-
turellen Öffnung generell alle Angebote
unseres Verbands und seiner Mitglieder
für Menschen mit Migrationshinter-
grund offen sind – sowohl als Nutzende,
als auch als haupt- oder ehrenamtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das
war wohl auch ein Grund, warum das
Land uns als ersten Wohlfahrtsverband
gefragt hat, ob wir Partner werden wol-
len. Wir haben natürlich gerne zuge-
sagt. Einmal, weil es uns eine öffentli-
che Aufmerksamkeit dafür bringt, wie
wir das Thema Integration behandeln.
Und darüber hinaus ist es ja auch eine
Anerkennung unserer Kompetenzen,
von denen das Land sicher profitieren
kann. Wir sind mit dem Partnerschafts-
vertrag gegenüber dem Land eine Selbst-
verpflichtung eingegangen auf drei Ebe-
nen: Dazu gehört einmal eine Mitarbei-
terbefragung, dann die Weiterentwick-
lung unseres Online-Handbuchs zur In-
terkulturellen Öffnung und Qualifizie-
rungen zur Interkulturellen Öffnung.

Was ist das für eine Mitarbeiter-Befragung?

Werthmanns-Reppekus: Der Landesver-
band hat etwa 250 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die wir danach fragen,
ob sie einen Migrationshintergrund ha-
ben, um festzustellen, wie hoch bei uns
der Anteil ist und ob gegebenenfalls ge-
zielte Schritte nötig sind, ihn zu erhö-
hen. Das ist eine von mehreren Maß-
nahmen, die unsere Arbeitsgruppe In-
terkulturelle Öffnung beschlossen hat.
Diese Arbeitsgruppe ist Ende 2008 auf
Vorschlag der Fachgruppe Migration
im Paritätischen Landesverband ge-
gründet worden und funktions- und
geschäftsbereichsübergreifend tätig.
Das spiegelt wider, dass Interkulturelle

Öffnung im Verband als Querschnitts-
thema gesehen wird.

Wer gehört dieser Gruppe an?

Toker: Das sind sowohl Vertreterinnen
und Vertreter von der Landesverbands-
ebene als auch der örtlichen Ebene und
von unterschiedlichen Fachgruppen.
Mittlerweile nehmen an den Treffen un-
gefähr 25 Leute teil, aus Kreisgruppen,
verschiedenen Geschäftsbereichen und
Fachgebieten und auch Mitglieder des
Vorstands. Die Gruppe ist also hochkarä-
tig besetzt. Es ist von zentraler Bedeu-
tung, dass die Führungskräfte des Ver-
bands dahinter stehen.

Und wie sieht es mit der Verbindlichkeit des-
sen aus, was die Arbeitsgruppe beschließt?

Werthmanns-Reppekus: Wir haben uns
von Anfang an Produktziele gesetzt, da-
mit es nicht bei schönen Worten bleibt,
die zwar jeder unterschreiben kann, die
aber letztlich folgenlos bleiben. Wir wol-
len, dass konkret etwas geschieht. Ein
Produktziel war beispielsweise das Hand-
buch Interkulturelle Öffnung als Arbeits-
hilfe für Kreisgruppen. Es gibt gezielt
Hinweise: Was können wir tun, um
Migrantenorganisationen besser einzu-
beziehen? Und es bringt Beispiele guter
Praxis, aber auch viele Fakten. Mittler-
weile ist das Handbuch zu einer grund-
sätzlichen Arbeitshilfe ausgeweitet wor-
den und wird als Online-Handbuch fort-
geführt, das sowohl den Kreisgruppen
als Schnittstelle und Ort der Vernetzung

als auch allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern zur Verfügung steht.
Dann ist noch eine Sammlung fremd-
sprachiger Flyer aus dem Bereich der
Selbsthilfekontaktstellen in der Mache.
Da gibt es eine große Zahl von Flyern zu
unterschiedlichen Themen in unter-
schiedlichen Sprachen. Jetzt stellen wir
zusammen, was es schon alles gibt, da-
mit es auch anderen Selbsthilfegruppen
zur Verfügung gestellt werden kann.
Man muss ja das Rad nicht immer neu
erfinden. Und ganz wichtig sind natür-
lich auch die Leitlinien und Empfehlun-
gen zur Interkulturellen Öffnung, die der
Vorstand des Landesverbands im Som-
mer verabschiedet hat. Das Papier zeich-
net sich insbesondere dadurch aus, dass
es auch Selbstverpflichtungen beinhal-
tet. Also: Wir nehmen uns das und das
vor und schauen nächstes Jahr, was dar-
aus geworden ist.
Der Verband sieht es als Aufgabe, seine
Mitgliedsorganisationen von der Kita
bis zum Hospiz bei der Umsetzung
der Interkulturellen Öffnung auf viel-
fältige Weise zu unterstützen. Diese
Aufgabe können wir glaubhaft und
kompetent nur wahrnehmen, wenn
wir sie auch bei uns selbst regelmäßig
auf die Tagesordnung setzen.

Toker: Interkulturelle Öffnung ist ja
ein dauerhafter, dynamischer Prozess,
der sowohl auf der strukturellen als
auch auf der fachlichen und persönli-
chen Ebene immer wieder an sich ver-
ändernde Bedingungen angepasst wer-
den muss. Interview: Ulrike Bauer

Zur Person: Ercüment Toker

Ulrike Werthmanns-Reppekus
Ulrike Werthmanns-Reppekus (57)
ist seit 1980 beim Paritätischen Lan-
desverband NRW und seit 15 Jahren
Fachgruppenleiterin. Zuständig ist
sie für die Bereiche Jugend, Frauen
und Migration. Die Diplom-Pädago-
gin ist zudem Leiterin der Arbeits-
gruppe Interkulturelle Öffnung des
Landesverbands und Geschäftsführe-
rin des Paritätischen Jugendwerks.

*
Ercüment Toker (63) ist seit 2002 Fach-
referent für Migration beim Landesver-

band NRW. Zuvor war er Sprecher des
von ihm 1980 mitgegründeten Ar-
beitskreises Migration. Mehr als 30
Jahre war Toker in Mitgliedsorganisa-
tionen des Verbands tätig, zunächst in
der Kinder- und Jugendarbeit, dann 19
Jahre als Geschäftsführer von IFAK
(Bochum). Der Sozialpädagoge türki-
scher Herkunft prägte als Mitglied des
ehemaligen Arbeitskreises Ausländer-
arbeit (heute Migration) auch die Mig-
rationsarbeit auf Gesamtverbandsebe-
ne maßgeblich mit.
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„Wir lernen voneinander“
beramí bildet Kulturmittlerinnen in der Seniorenbetreuung aus
Elf Frauen aus sieben Nationen, vereint in einem außergewöhnlichen Projekt: Der Verein

beramí berufliche Integration e.V. aus Frankfurt am Main schult sie zu ehrenamtlichen

Kulturmittlerinnen in der Seniorenbetreuung. Ihre spätere Aufgabe: die Unterstützungen

alter Menschen mit Migrationshintergrund im Leben daheim oder in Pflegeeinrichtungen.

Exotisches Trommeln erfüllt das
beramí-Lernhaus im Frankfurter
Stadtteil Bornheim. Kopf aus-

schalten und einfach dem Rhythmus
folgen, hat der Musikpädagoge Georg
Feils den Frauen um ihn herum gesagt.
Alle paar Minuten muss eine von ihnen
ein Solo übernehmen, spontan aus dem
Bauch heraus lostrommeln. Musik als
Klangspiel motiviert zum Mitmachen,
schafft Gemeinschaft, verbindet Frem-
de. Ein nützliches Instrument für die
künftigen Kulturmittlerinnen, um eine
Brücke zu alten Menschen mit Migrati-
onshintergrund zu schlagen.
„40 Prozent der Frankfurter Bürgerin-
nen und Bürger sind Zugewanderte
und deren erste Generation jetzt Senio-
ren“, erklärt die stellvertretende beramí-
Geschäftsführerin Sigrid Becker-Feils
zum Hintergrund des Projekts. Doch
die gewohnten Familienstrukturen der
Migranten lösten sich zunehmend auf,

die Senioren seien daher verstärkt auf
fremde Hilfe angewiesen. Entsprechen-
de Angebote zu schaffen, Heime und
Begegnungsstätten für sie zu öffnen,
sei ein „Aspekt interkultureller Arbeit“,
so Becker-Feils. Kulturmittlerinnen sol-
len über ganz praktische Unterstützung
hinaus im Alltag helfen, Ängste abzu-
bauen und Vertrauen zu schaffen.
Sigrid Becker-Feils nennt das „kultur-
sensible Seniorenarbeit“.

„Voneinander lernen“
Elf Frauen im Alter zwischen 33 und 72
Jahren absolvieren diese Ausbildung. Sie
stammen aus Kroatien, der Türkei, aus
Kolumbien und Chile, Nigeria und
Sudan, aber auch fünf deutsche Frauen
sind dabei. Die Motivation ist unter-
schiedlich. Zu den Teilnehmerinnen ge-
hören drei Alltagsbegleiterinnen von
Senioren, die örtliche Sozialbezirksvor-
steherin, die Tochter einer demenzkran-

ken Mutter sowie eine Frau, die Interesse
am Pflegeberuf hat und den Kurs als
Einstieg betrachtet. „Etwas über andere
Kulturen lernen“ und zugleich Deutsch-
land aus anderem Blickwinkel erfahren,
nennt Sussan Pallmann als Beweg-
grund. Sie stammt aus Nigeria und hat
bisher noch nicht mit Senioren gearbei-
tet. Ihr gefällt besonders gut, „dass wir
voneinander lernen“.
Das gehört laut Sigrid Becker-Feils
zum Konzept: „Die Frauen sollen sich
öffnen und begreifen, dass unter-
schiedliche Prägungen und Meinun-
gen nicht trennen.“ Auch Anette Hergl,
von Beruf Altenpflegerin, hat im Laufe
des Projekts festgestellt, wie oft man im
„deutschen Denken eingekästelt“ ist.
„Neue Kulturen verstehen zu lernen“ ist
der hauptamtlichen Betriebsrätin wich-
tig. Nach einem Seminar zum Thema
Islam hat Anette Hergl („ich bin selbst
nicht gläubig“) nachvollziehen können,

Kopf ausschalten und einfach dem Rhythmus folgen. Musikpädagoge Georg Feils weiß: Musik verbindet. Das nutzt er auch für die Ausbildung
der künftigen Kulturmittlerinnen im Frankfurter beramí-Lernhaus. Foto: Bernd Kleiner
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„warum Menschen im Glauben verhaftet
sind“. Mit der zusätzlichen Kompetenz
als Kulturmittlerin will sie später als
ehrenamtliche Pflegebegleiterin pflegen-
de Angehörige unterstützen.
An der Gestaltung des Ausbildungs-
programms haben die Frauen mitge-

wirkt, Teilhabe war von beramí ge-
wünscht. „Musik“ und „Islam“ waren
Themen ihrer Wahl. Vorgegeben hin-
gegen war zum Beispiel ein Wochen-
endseminar Kommunikationstraining.
Oder Biographiearbeit. Hierbei lernten
die Frauen den „kreativen Umgang“
mit Lebensgeschichten. Sie sollten
Lieblingsgegenstände oder Fotos mit-
bringen und dazu etwas erzählen. Mit
solchen Mitteln ließen sich alte Men-
schen sehr gut in ihre eigene Vergan-
genheit versetzen und zum Mitteilen
animieren, erklärt Sigrid Becker-Feils.
Die Frauen beschäftigten sich außer-
dem mit dem Themenkomplex „Fami-
lien und Migration“ und mit der Trau-
matisierung von Kriegsflüchtlingen.

Ein Gespür für die Familie entwickeln
Informationen zu generellen Verhal-
tensweisen gehören ebenfalls zum
Programm. „Man muss wissen, dass
in vielen Kulturen dem Alter grund-
sätzlich Respekt entgegengebracht
wird, wie man sich in einer Moschee
verhält oder dass Menschen eben un-
terschiedlich mit Nähe und Distanz

umgehen und dies auch kulturell ge-
prägt ist“, erklärt die stellvertretende
beramí-Geschäftsführerin. Darüber hin-
aus müssten die Frauen „ein Gespür für
die Familien der Senioren entwickeln“.
Vieles von den Ausbildungsinhalten
erarbeiten sich die Teilnehmerinnen
im Gesprächskreis, befruchtet von ih-
ren eigenen unterschiedlichen kultu-
rellen Hintergründen. „Es ist nicht nur
Frontalunterricht“, freut sich Anette
Hergl, und Sussan Pallmann betont:
„Alle reden offen miteinander.“ In ih-
rer afrikanischen Heimat kümmern
sich die Familien traditionell um die
alten Angehörigen. Da war der Besuch
eines Seniorenheims als Teil der Aus-
bildung „neu für mich“, erzählt sie.

Bernd Kleiner

K o n t a k t
beramí Berufliche Integration e. V.
Frankfurt am Main
Sigrid Becker-Feils
Tel.: 069/913010-0
E-Mail: kontakt@berami.de
www.berami.de

Eigentlich war Davkharbayar Khu-
relbaatar gut vorbereitet. Noch in
seiner Heimat, der Mongolei, hat-

te er begonnen, Deutsch zu lernen. Er
wusste, was er wollte: sein Studium der
Angewandten Informatik fortsetzen, am
besten in Deutschland. Dort waren, sei-
ner Recherche nach, die Unis für seinen
Schwerpunkt besonders geeignet.
Eine vorbildliche Planung, die ihn jedoch
vor einem nicht bewahrte: Als er vor acht
Jahren im thüringischen Erfurt ankam,
war ihm vieles fremd. Die Sprache, das
Essen, der soziale Umgang – so vieles

folgte Regeln, mit denen er sich erst ver-
traut machen musste. Zum Beispiel da-
mit, dass jüngere hier auch ältere Men-
schen duzen können. „Bei uns wäre das
unhöflich“, sagt Davkharbayar Khurel-
baatar, „wir siezen sogar unsere Eltern.“
Am meisten belastet aber hat ihn die Ein-
samkeit. Familie und Freunde fehlten.
Zum Glück lernte er recht schnell ande-
re, ältere Studierende aus dem Ausland
kennen, denen es ähnlich ergangen war.
„Da haben mir einige sehr geholfen, ein-
fach weil wir etwas gemeinsam gemacht
haben, zusammen einkaufen, essen oder

feiern“, erzählt er. Inzwischen gehört er
selbst zu den Erfahreneren und kann
anderen Studierenden weiterhelfen,
die neu in Erfurt sind – und das sogar
in ganz offizieller Funktion. Der
28-Jährige ist einer von derzeit 690 Tu-
torinnen und Tutoren, die bundesweit
in den Wohnheimen von 47 Studenten-
werken aktiv sind. Sie sollen Studieren-
den aus dem Ausland helfen, hier Fuß
zu fassen.
In einigen Studienorten gibt es spezielle
Begrüßungstutoren. Sie holen neue
Kommilitonen oder die Kommilitonin-

Etwa 185.000 ausländische Studierende sind derzeit in Deutschland immatrikuliert.

Zwei Drittel davon leben in Wohnheimen der 58 Studentenwerke oder nutzen ande-

re Angebote der Studentenwerke. Darauf müssen wir angemessen eingehen können,

stellte das Deutsche Studentenwerk e.V. als Dachverband fest und richtete 2002 die

Servicestelle Interkulturelle Kompetenz ein.

Das Deutsche Studentenwerk hat eine Servicestelle Interkulturelle Kompetenz

Tutoren helfen, heimisch zu werden

Interkulturelle Kompetenz ist auch in der
Pflege wichtig. Foto: beramí



19www.der-paritaetische.de6 | 2012

Thema

nen vom Bahnhof oder Flughafen ab,
zeigen ihnen ihre Zimmer und begleiten
sie bei den ersten Schritten in das Stu-
dentenleben in Deutschland, helfen bei-
spielsweise bei der Kontoeröffnung oder
gehen mit zu Behörden.

Soziales Miteinander im Wohnheim
Wohntutoren dagegen, wie es sie in Thü-
ringen gibt, sorgen nicht nur am Anfang
für Orientierung, sondern sollen das
ganze Jahr über dazu beitragen, dass sich
die ausländischen Studierenden besser
einleben und soziale Kontakte aufbauen
können. „Ich unterstütze die Leute bei
allen möglichen Problemen“, sagt
Davkharbayar Khurelbaatar. Als Wohn-
heimtutor macht er die Mitbewohner/-
innen aus Kasachstan, Kenia, Kanada
oder anderen Ländern miteinander be-
kannt. Sie fragen ihn, was zu tun ist, da-
mit die Waschmaschine endlich funktio-
niert, oder wie man am besten mit der
Verwaltung umgeht. Selbst wenn sie
abends um elf anklopfen, hat er ein offe-
nes Ohr. Für seine Dienste bekommt er
vom Studentenwerk eine kleine Auf-
wandsentschädigung. Der Gewinn aber
liegt für den 28-Jährigen darin, dass er
sein Englisch verbessern kann und mit
anderen Menschen Kontakt hat. „Ich has-
se es, alles allein zu tun“, sagt er.
Seit zehn Jahren sind die Tutorinnen und
Tutoren eine feste Größe in den Wohn-
heimen der Studentenwerke. Dass dieses

Angebot und andere Formen der Unter-
stützung von Studierenden aus dem Aus-
land aufgebaut wurden sowie 2002 eine
Servicestelle Interkulturelle Kompetenz
eingerichtet wurde, dafür gab es mehrere
Anstöße: Die Beratungs- und Servicestel-
len der Studentenwerke registrierten eine
steigende Zahl von Studierenden aus
dem Ausland, die Rat in vielerlei Fragen
suchten, von der psychologischen Bera-
tung bis zur Beratung zum Aufenthalts-
recht. Zudem ergab eine bundesweite
Studie, dass ausländische Studierende
im Vergleich zu deutschen Kommilito-
nen ihr Studium öfter abbrechen oder bei
der Prüfung durchfallen. Als eine we-
sentlich Ursache wurde die fehlende
soziale Einbindung vermutet, berichtet
Isabelle Kappus, eine von drei Mitar-
beiterinnen der Servicestelle Interkul-
turelle Kompetenz (SIK) beim Deut-
schen Studentenwerk e. V. in Berlin:
„In Zeiten, in denen Universitäten glo-
bal konkurrieren, war dies ein nicht
hinzunehmender Befund. Alle Akteu-
re wussten: Sie müssen mehr für ein
gelingendes Miteinander tun.“

Kulturelle Aspekte in der Beratung
Für die Studentenwerke hieß das zu-
nächst: Sie wollten viele ihrer insgesamt
17.000 Angestellten dafür sensibilisieren,
wie das Zusammenspiel mit Menschen
aus anderen Kulturen noch besser gestal-
tet werden kann. Gerade in der Beratung

Studentin Anna wohnt im selben Wohnheim wie Davkharbayar Khurelbaatar und hat sich
ein paar mal bei ihm Rat geholt. Foto: Bayasgalan

sei es wichtig, kulturelle Aspekte zu
berücksichtigen. „Ansonsten können
Missverständnisse entstehen, was die
Klärung der Sache erschwert“, sagt
Isabelle Kappus.
In den Fortbildungen und interkulturel-
len Trainings, die die vom Bundesfor-
schungsministerium geförderte SIK an-
bietet, werden daher etwa die vielen un-
terschiedlichen Formen der Begrüßung
thematisiert – entweder mit Handschlag,
mit Küsschen oder ohne jede Berührung.
Oder was eine angemessene Distanz
während eines Gesprächs ist. Was die
einen für aufdringlich halten, kann für
andere Ausdruck von Ignoranz sein.
„Wir wollen keine genauen Handlungs-
anweisungen geben, sondern vor allem
für die eigenen und für andere kulturelle
Standards sensibilisieren“, sagt Isabelle
Kappus. „Erst so wird ein kultursensibler
Umgang möglich.“

Bei Konflikten vermitteln
Auch alle Tutorinnen und Tutoren durch-
laufen einen solchen Workshop. Ein ent-
sprechendes Handbuch, das die Service-
stelle entwickelt hat, ermöglicht es den
einzelnen Studentenwerken, Basistrai-
nings selbst durchzuführen. Zusätzlich
gibt es spezialisierte Workshop-Angebote
für die Tutoren: etwa zur Veranstaltungs-
organisation sowie zur Konfliktvermitt-
lung. Auch hier wollen kulturelle Eigen-
heiten bedacht sein. So hat bei einer Ein-
ladung für viele Chinesen das gemeinsa-
me Essen eine herausgehobene Bedeu-
tung – während sie auf den anschließen-
den informellen Teil des Abends gern
verzichten. Davkharbayar Khurelbaatar
hat in einem Workshop hinzugelernt: „Es
kann sein, dass es der andere als beleidi-
gend empfindet, wenn man den angebo-
tenen Tee ablehnt. Du musst ihn zumin-
dest annehmen, aber nicht unbedingt
trinken.“
Die Konflikte, bei denen der 28-Jährige
vermittelt, sind überschaubar, meist geht
es um Ruhestörung, wenn einige Bewoh-
ner Party machen, während die anderen
schlafen oder lernen wollen. Für ihn gilt
die Devise: „Man muss sich viel austau-
schen, um sich zu verstehen.“
Die Bedürfnisse und Möglichkeiten der
ausländischen Studierenden berücksich-
tigen, das sei längst in allen Bereichen
der Studentenwerke Leitprinzip gewor-
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den, sagt Isabelle Kappus. In den Mensen
werde auf internationale Speisekarten
geachtet. Bei der Belegung der Wohnhei-
me haben die Angestellten ein Auge da-
rauf, dass die Studierenden mit Men-
schen aus der eigenen Kultur, aber auch
aus anderen Ländern zusammenleben.
Außerdem machen sich die Servicestelle
und das Deutsche Studentenwerk auch
öffentlich für die Belange ausländischer
Studierender stark. Isabelle Kappus: „Wir
konnten kürzlich durchsetzen, dass für

Studierende aus dem Ausland die bishe-
rige Regelung der Verdienstmöglichkei-
ten verbessert wurde“. Jetzt können sie an
120 ganzen oder an 240 halben Tagen im
Jahr nebenher arbeiten.
Auch Davkharbayar Khurelbaatar möch-
te ein Sprachrohr für „seine“ Studieren-
den sein. Bald will er mit einer Umfrage
herausfinden, was im Wohnheim fehlt.
Und mit seiner neuen Kollegin aus Chi-
na will er ein interkulturelles Weih-
nachtsfest organisieren. Bernd Schüler

„Eine Gesellschaft der Vielfalt“
Professor Barbara John über Wege zur Interkulturellen Öffnung in Berlin

Ende 2010 hat Berlin als erstes Bundesland ein Integrationsgesetz verabschiedet, das

„Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin“. Der Paritätische

Landesverband Berlin hat bereits 2006 auf Initiative der Fachgruppe Migration Leitlinien

für die interkulturelle Öffnung beschlossen. Für Barbara John, Vorsitzende des Paritä-

tischen in Berlin sind das wichtige Schritte auf dem Weg zu einer „Gesellschaft, in der

Vielfalt die Regel und Teil des Ganzen ist“.

K o n t a k t

Deutsches Studentenwerk e.V.
Servicestelle Interkulturelle Kompetenz
Isabelle Kappus
Monbijouplatz 1,
10178 Berlin
Tel.: 030/297727–70,
E-Mail: isabelle.kappus@studentenwerke.de
www.studentenwerke.de

Berlin ist seit Generationen eine
Stadt der Zuwanderung. Zuwande-
rer haben diese Stadt mitgestaltet.

Heute kommt jeder vierte Berliner aus
einer Familie mit Zuwanderungsge-
schichte. Fast die Hälfte der Kinder im
vorschul- und schulfähigen Alter haben
Familienangehörige, die in den letzten
Jahrzehnten eingewandert sind. Trotz-
dem stehen wir noch am Anfang einer
Entwicklung zu einer vielfältigen, hetero-
genen Gesellschaft, wenn wir uns mit
den klassischen Einwanderungsmetro-
polen und Ländern vergleichen“, betont
Professor Barbara John in Ihrem Vorwort
der Broschüre „Vielfalt im Alltag“ gestal-
ten. In dieser Publikation schildern der
Landesverband Berlin und Mitgliedsor-
ganisationen aus den verschiedenen Be-
reichen sozialer Arbeit ihre Wege zur
interkulturellen Öffnung.

Der einzelne Mensch im Blickpunkt
„Interkulturelle Ausrichtung unserer
öffentlichen und nichtöffentlichen
Stellen bedeutet nichts anderes, als
dass wir ein Verwaltungsprinzip oder
ein Serviceprinzip anwenden, das so-

wieso gilt und das wir nicht für die
Zuwanderer neu erfinden müssen:
eine bürgernahe, auf den Einzelnen
zugeschnittene Verwaltung und öffent-
liche Dienste“, betont Barbara John, die
auch Vorstandsmitglied des Paritäti-
schen Gesamtverbands ist.

Arbeit auf vielen Ebenen
Der Paritätische Berlin arbeite auf vielen
Ebenen an der Interkulturellen Öffnung,
auf der strukturellen, fachlichen und per-
sönlichen Ebene, in Kitas, der Jugendhil-
fe, den Beratungsstellen für Frauen und
Familien, den Diensten für Menschen
mit psychischen Erkrankungen oder Be-
hinderungen, in der Selbsthilfe, der
Stadtteilarbeit und in den Einrichtungen
der Altenhilfe. „Mit Leitlinien können
wir als Verband notwendige Rahmenbe-
dingungen anstoßen. Diese mit Leben zu
füllen, kann jedoch nur gelingen, wenn
alle Beteiligten überzeugt sind, dass Viel-
falt die Regel und Teil des Ganzen ist, für
das wir gemeinsam Verantwortung über-
nehmen und das wir gemeinsam gestal-
ten. Es gibt keine Patentrezepte, keine
Gebrauchsanweisungen, sondern die

kreative, sensible
und fachkompe-
tente Suche nach
Lösungen für
konkrete soziale
Aufgaben. Diese
können nur vor
Ort von den Ein-
richtungen sowie
deren Mitarbeite-
rinnen und deren Mitarbeitern entwi-
ckelt werden.“ Auch den Verband selbst
sieht John weiter gefordert: Auf der struk-
turellen Ebene habe er mit seinem Ver-
bandsleitbild und mit den Leitlinien zur
Interkulturellen Öffnung bereits einiges
zu bieten. Auch in der Gremienarbeit sei-
en Migrantenorganisationen und Men-
schen mit Migrationshintergrund an den
Fachgruppen stark beteiligt. Doch im
Bereich der Personalpolitik und der Be-
teiligung von Menschen mit Migrations-
hintergrund an den Strukturen des Ver-
bandes bleibe noch einiges zu tun, räumt
John ein. Hier machten auch die Leitlini-
en des Gesamtverbands wichtige Vor-
schläge, wie die Interkulturelle Öffnung
vorangebracht werden könne.

Prof. Barbara John
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Wildwasser e. V. hat vor 20
Jahren den Beschluss ge-
fällt, bei Stellenbesetzun-

gen eine Quote für Mitarbeiterinnen
mit Migrationshintergrund einzufüh-
ren. Dies war zuerst umstritten, wurde
dann aber in vielen Bereichen konse-
quent umgesetzt. Das kann bedeuten,
bei Stellenbesetzungen länger zu su-
chen, erneut auszuschreiben, Netzwerke
zu nutzen, um Stellenausschreibungen
zu verschicken, gezielt Praktikantinnen
auszubilden. Gelingt es nicht, eine Stelle
schnell genug zu besetzen, wird mit be-
fristeten Aushilfen gearbeitet. Es gilt das
Prinzip, so lange zu suchen, bis eine
geeignete Bewerberin gefunden ist.

Iris Hölling, Geschäftsführerin von
Wildwasser e.V. Berlin

Arbeitsgemeinschaft gegen sexuellen
Missbrauch an Mädchen e.V.

Die BAB gGmbH in Berlin ist
ein Tochterunternehmen der
Lebenshilfe gGmbH. BAB

steht für Beratung und ambulante Be-
treuung für Kinder und Jugendliche
mit Behinderung und ihre Familien.
Rund die Hälfte der jungen Menschen,
für die die BAB gGmbH da ist, sind
nichtdeutscher Herkunft. Die meisten
haben türkische Wurzeln, viele stam-
men aber auch aus dem arabischspra-
chigen Raum und aus Asien. Unsere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter spre-
chen neben Deutsch insgesamt 14 wei-
tere Sprachen. Da es schwierig ist, ge-
nügend türkischsprachige Fachkräfte
zu finden, haben wir in den vergange-
nen vier Jahren in Zusammenarbeit
mit der Lebenshilfe Bildung Türkisch-
kurse für interessierte Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter angeboten, um
diese gezielt weiterzuqualifizieren.

Gisela Flamm, Erziehungs- und
Islamwissenschaftlerin,

Pädagogische Leiterin des Fachbereichs
Migration der Lebenshilfe BAB gGmbH

Türkischkurse zur
Weiterqualifizierung

Wildwasser e.V.: Gute
Erfahrung mit der Quote

Ein Klima, in dem sich jeder willkommen fühlt

Deutschland ist ein Einwande-
rungsland. Spräche man folge-
richtig von Immigranten statt

von „Menschen mit Migrationshinter-
grund“, hätten die Menschen eine
Chance, anzukommen und dazuzuge-
hören. Man hat diesen „Hintergrund“
auch, wenn es die Ur-Ur-Großeltern
waren, die nach Deutschland eingewan-
dert sind. Das Etikett Migrationshinter-
grund kann man niemals loswerden. Es
grenzt die Einwanderer, ihre Kinder
und Kindeskinder aus und markiert sie
als „nicht zugehörig“.
Zugehörigkeitsgefühl ist die Grundlage
für eine positive Entwicklung der uns
anvertrauten Kinder und für eine wert-
schätzende Zusammenarbeit zwischen
den Erwachsenen in gegenseitigem Res-
pekt und auf Augenhöhe. Damit sich alle
zugehörig fühlen können, schaffen die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ki-
tas ein Klima, in dem sich jeder willkom-
men fühlt. Vor allem gilt es, herauszu-
finden und zu achten, wie die einzelnen
selbst gesehen werden wollen: als Berli-
ner Türke, als Deutsche mit libanesi-
schen Wurzeln, schlicht als Deutsche
(auch wenn sie aus Polen oder Russland
eingewandert sind)? Verstehen sie sich
eher als Vietnamesen, Afghanen oder
Franzosen in Deutschland – oder als
Einwanderer, die hier ihre neue Heimat
gefunden haben? Wollen sie Ihre
Familiensprache(n) erhalten oder ist
ihnen nur wichtig, dass ihre Kinder die

deutsche Sprache beherrschen? Das kön-
nen die Erzieherinnen und Erzieher nur
herausfinden, indem sie mit den Famili-
en den Dialog aufnehmen.
Sprache ist Identität – sie gehört zum
Menschen dazu, sie macht ihn aus. Bei
uns werden alle Kinder unterstützt, ihre
Familiensprache(n) gut zu lernen und zu
sprechen. So erleben alle Kinder, dass
jedes Ding mehr als einen Namen hat –
eine wesentliche Botschaft, die die Neu-
gier auf andere Sprachen weckt...
Keine Frage: Die deutsche Sprache er-
öffnet allen, die in Deutschland leben,
Möglichkeiten für schulischen und be-
ruflichen Erfolg und für die Teilhabe im
demokratischen Miteinander. Sprache
lernt man am besten, wenn man mitre-
den darf und gehört wird, wenn einem
ein Mitsprache- und Gestaltungsrecht
zugestanden wird. Die Kita als Kinder-
stube der Demokratie macht allen Kin-
dern Lust, Deutsch als die gemeinsame
Sprache zu sprechen.

*
„Bildung von Anfang an“ lautet der Leit-
gedanke der 19 Kindertageseinrichtun-
genderINA.KINDER.GARTENgGmbH.
Pädagogische Grundlage ist der Situati-
onsansatz: Bildung und Erziehung
knüpfen immer an der vielfältigen Le-
benswelt und dem kulturellen Hinter-
grund der Kinder und ihrer Familien an.

Regine Schallenberg-Diekmann,
Pädagogische Geschäftsführerin der

INA.KINDER.GARTEN gGmbH

Im Themenheft „Vielfalt im Alltag
gestalten“ schildern sowohl der

Paritätische Landesverband Berlin als auch
Mitgliedsorganisationen ihre Erfahrungen
mit der interkulturellen Öffnung. Das Heft

gibt es zum Download auf
www.paritaet-berlin.de in der Rubrik

Broschüren. Eine Printversion kann bestellt
werden per E-Mail an

presse@paritaet-berlin.de.
Die Texte auf dieser Seite sind Zitate und

gekürzte Beiträge aus diesem Themenheft.
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Es ist ein barbarischer Akt, wenn
im 21. Jahrhundert 600.0000
Haushalten in Deutschland, dar-

unter vielen Haushalten mit Kindern
und Babys, der Strom abgestellt wird,
weil sie die Kosten nicht bezahlen kön-
nen“, betonte Dr. Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbands. Dass der Paritätische
zum ersten Mal mit Umweltverbänden
an einem Strang ziehe, so Schneider,
habe einen triftigen Grund: „Die öko-
logische und soziale Frage sind nicht
zu trennen.“ Der notwendige Umstieg
auf erneuerbare Energien dürfe nicht
aufgrund einer ungerechten Finanzie-
rung in Misskredit gezogen werden,
mahnte der Hauptgeschäftsführer.
Genau dies aber geschehe, wenn mit
zahlreichen Ausnahmetatbeständen im
Erneuerbare-Energien-Gesetz immer
mehr Großunternehmen von den Kos-

ten der Energiewende weitgehend be-
freit, diese aber den Bürgern aufgela-
den würden. „Es ist untragbar, dass
einkommensschwache Haushalte mit
der von der Bundesregierung verur-
sachten Preistreiberei zusätzlich belas-
tet werden. Die Kosten der Energie-
wende dürfen die Spaltung der Gesell-
schaft in Arm und Reich nicht weiter
verschärfen“, mahnte Schneider.
„Die Bürger wollen möglichst schnell
auf erneuerbare Energien umsatteln –
und Atom- und Kohlestrom den Stecker
ziehen“, betonte Campact-Geschäfts-
führer Christoph Bautz. Aber sie woll-
ten auch, dass die Regierung die Kosten
der Energiewende fair verteile. Die Aus-
nahmen der Industrie von der EEG-
Umlage müssten daher endlich auf den
Prüfstand und ungerechtfertigte Privi-
legien gestrichen werden, forderte
BUND-Vorsitzender Hubert Weiger.
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Unterschriftenübergabe an Umweltminister Peter Altmaier (rechts). Links im Bild: Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen, rechts neben ihm Campact-Geschäfts-
führer Christoph Bautz. Foto: Jakob Huber|Campact

Energiekosten fair verteilen!
Gegen höhere Belastung privater Haushalte
Die steigenden Stromkosten drohen immer mehr Menschen über den Kopf zu wachsen.

Gemeinsam mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) und dem Kampagnen-

netzwerk Campact setzt der Paritätische Gesamtverband sich dafür ein, dass die Energie-

wende gerecht und mit sozialem Augenmaß finanziert wird. Vor dem Kanzleramt über-

reichten sie Umweltminister Peter Altmaier Anfang November 100.000 Unterschriften.

Seit 2005 seien die Strompreise um 44
Prozent gestiegen, betonte Dr. Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen, bei der Vorstellung eines
von beiden Verbänden erarbeiteten
Konzepts. Für den Beginn des nächsten
Jahres sind bereits weitere Erhöhungen
angekündigt. Nicht nur Hartz-IV-Bezie-
her, sondern auch Haushalte knapp
über der Hartz-IV-Schwelle sähen sich
kaum noch in der Lage, ihre Energieko-
sten zu zahlen, so Schneider. Die Preis-
explosion auf dem Energiemarkt sei bei
der Berechnung der Leistungen für
Familien in Hartz IV bisher in keiner
Weise angemessen berücksichtigt.

60 bis 160 Euro zu wenig
Nach Berechnungen des Verbands ist
die im Hartz-IV-Regelsatz veranschlag-
te Pauschale für Haushaltsstrom je
nach Haushaltsgröße um 60 bis 160
Euro im Jahr zu niedrig. Allein 2011 sei
daher rund 100.000 Hartz-IV-Haushal-
ten der Strom abgestellt worden, schätzt
der Verband. „Wenn wir verhindern
wollen, dass hunderttausende Familien
im Winter im Dunkeln sitzen, muss
die Bundesregierung zügig handeln“,
so Schneider. Stromkosten müssten
wie Heizkosten in tatsächlicher Höhe
übernommen werden. Dringend erfor-
derlich sei die Einführung einer Ener-
giekostenkomponente im Wohngeld,
betonte Lukas Siebenkotten, Bundesdi-
rektor des Deutschen Mieterbunds.
Das durchschnittlich gezahlte Wohn-
geld würde dann von 120 Euro auf 160
bis 180 Euro im Monat steigen. Die
Gesamtkosten der Reformvorschläge:
rund 790 bis 920 Millionen Euro.

„Menschen nicht
im Dunkeln
sitzen lassen“
Eine Reform des Wohngeldgesetzes

sowie die Übernahme der Stromkosten

von Hartz-IV-Beziehern fordern der

Paritätische Gesamtverband und der

Deutsche Mieterbund angesichts der

dramatischen Energiepreisentwicklung.
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Armut erreicht Rekordhoch
Alarmierende Trends vor allem in Berlin und Nordrhein-Westfalen
Die Armut in Deutschland ist auf ein Rekordniveau von 15,1 Prozent gestiegen. Dies

zeigen neueste Analysen des Paritätischen Gesamtverbands. Die Gründe sieht der

Verband unter anderem in einem massiven Ausbau des Niedriglohnsektors und dem

Anstieg prekärer Arbeitsverhältnisse. Aber auch darin, dass die Politik keine nennens-

werten Schritte erkennen lasse, bisherige gute wirtschaftliche Entwicklungen für einen

Abbau der Armut zu nutzen.

Für seinen „Bericht zur regiona-
len Armutsentwicklung in
Deutschland 2012“ hat der Pari-

tätische Daten von 2005 bis einschließ-
lich 2011 ausgewertet. Die amtlichen
Armutsquoten, mit denen er in seiner
Bilanz arbeitet, beruhen auf dem soge-
nannten Mikrozensus, einer groß ange-
legten jährlichen Befragung von Haus-
halten in Deutschland, die als die vali-
deste Datenquelle angesehen werden
kann, wenn es um die Ermittlung von
Armutsquoten in Deutschland geht, und
die als einzige in der Lage ist, die Quoten
relativ zeitnah zu bieten. Indem der Ver-
band statistische Daten seit 2005, die
Erkenntnisse aus sei-
nem Armutsatlas von
2011 und die seitdem
regelmäßig veröffent-
lichten regionalen Ar-
mutsquoten der sta-
tistischen Landesäm-
ter und des statisti-
schen Bundesamts
zusammengeführ t
hat, ist er in der Lage,
Trends zu analysie-
ren. Und diese sind
alarmierend.

Bei den Ländertrends
zeigt sich:
Die Unterschiede zwi-
schen Ost- und West-
deutschland sind zwar
noch eklatant, werden
jedoch seit 2005 ten-
denziell etwas kleiner.
Betrug damals die Ar-
mutsquote West 13,2
Prozent und die Ar-
mutsquote Ost 20,4

Prozent, mithin eine Differenz von 7,2
Prozentpunkten, liegt diese in 2011 gera-
de noch bei 5,5 Prozentpunkten. „Diese
Annäherung resultiert daraus, dass sich
die Lage im Osten etwas verbessert hat,
gleichzeitig aber eine Verschlechterung
der Situation im Westen zu beklagen ist“,
so Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen. Im Länderran-
king (siehe Grafik) löst Baden-Württem-
berg mit einer Armutsquote von 11,2
Prozent Bayern (11,3 %) an der Spitze ab.
Am unteren Ende der Skala steht mit Bre-
men (22,3 %) erstmals ein westdeutsches
Bundesland hinter Mecklenburg-Vor-
pommern (22,2 %). Berlin ist aufgrund

seiner schlechten Entwicklung vom 12.
auf den 14. Platz hinter Sachsen und
Sachsen-Anhalt abgerutscht.

Gute Entwicklungen gestoppt:
Konnten im Paritätischen Armutsbericht
2011 noch positive Trends für Hamburg,
Brandenburg und Thüringen identifi-
ziert werden, so ist diese gute Entwick-
lung für Hamburg und Brandenburg erst
einmal gestoppt. Gelang es, die Armuts-
gefährdungsquote in Brandenburg seit
2005 von 19,2 Prozent kontinuierlich zu
senken auf 16,3 Prozent im Jahre 2010,
so ist in 2011 wieder ein Anstieg auf 16,9
Prozent zu beobachten. In Hamburg
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 Platzierung im Vergleich zu 2010 verbessert
 Platzierung im Vergleich zu 2010 verschlechtert
– Platzierung im Vergleich zu 2010 unverändert
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Scharf kritisiert hat der Paritätische Ge-
samtverband die Regierungsbeschlüsse
zum Betreuungsgeld und zur Alterssi-
cherung. Die geplanten Maßnahmen
seien im Wesentlichen ein dreistes Un-
terstützungsprogramm für die private
Versicherungswirtschaft, kommentier-
te Hauptgeschäftsführer Dr. Ulrich
Schneider. Würden die Pläne zum Be-
treuungsgeld Realität, begebe sich die

Bundesregierung mit ihrem Bildungs-
Riester auf gefährliche bildungspoliti-
sche Abwege. Erstmalig würden Bil-
dungschancen von privater Vorsorge
abhängig gemacht. Das sei der Einstieg
in die neoliberale Privatisierung von Bil-

dungsleistungen, so Schneider. Auch
bei den Rentenbeschlüssen handele es
sich bestenfalls um politisches Blend-
werk. „Altersarmut wird mit diesem
10-Euro-Placebo keinesfalls verhindert.“
Auf die sogenannte Lebensleistungsren-
te, die nur knapp über der Grundsiche-
rung liege und zudem an private Vorsor-
ge gebunden sei, hätten überdies nur
ganz wenige Menschen Anspruch.

„Unterstützung für die
Versicherungsbranche“

stieg die Armutsquote von 2010 auf 2011
sogar um zehn Prozent auf 14,7 Prozent.
Lediglich in Thüringen setzte sich die
positive Entwicklung fort: Die Armuts-
quote ging auf 16,7 Prozent zurück – ge-
genüber 19,9 Prozent in 2005 ein konti-
nuierlicher Abbau um insgesamt 16 Pro-
zent, der es erlaubt, von einem positiven
Trend zu sprechen. Thüringen ist damit
das einzige Bundesland mit einer mehr-
jährigen, klar positiven Armutsentwick-
lung. Rheinland-Pfalz liegt mit einer
Armutsgefährdungsquote von 15,1
Prozent zwar genau im Bundesdurch-
schnitt, doch auch dort gibt der Trend
Anlass zu großer Sorge: auch hier seit
2006 ein Zuwachs um 14,4 Prozent!

Schlechte Entwicklungen beschleunigt
Sehr schlecht sieht es in Nordrhein-West-
falen und Berlin aus. Die negativen
Trends haben sich nicht nur fortgesetzt,
sondern auffällig verstärkt. So stieg die
Armutsgefährdungsquote in Nordrhein-
Westfalen von 2010 auf 2011 von 15,4
Prozent auf 16,6 Prozent. Seit 2006 hat sie
kontinuierlich um insgesamt 19,4 Pro-
zent zugenommen.
Im Ruhrgebiet ist die Armutsquote von
2010 auf 2011 von 17,4 Prozent auf 18,9
Prozent (plus 1,5 Prozent) gesprungen.
Seit 2006 hat die Quote in dieser Region
damit um 19,6 Prozent zugelegt. In Ber-
lin sprang sie von 2010 auf 2011 um 1,9
Prozent: von 19,2 Prozent auf 21,1 Pro-
zent. Im Vergleich zu 2006 sind das sogar
24,1 Prozent mehr – Tendenz steigend!
Berlin und das Ruhrgebiet stellen damit
in der mehrjährigen Betrachtung die mit
Abstand besorgniserregendsten Regio-
nen in Deutschland dar. Gemeinsam
haben sie, dass es sich bei Berlin mit 3,5
Millionen und dem Ruhrgebiet mit über
fünf Millionen Einwohnern um die bei-
den größten Ballungsgebiete Deutsch-

lands handelt. Mehr als jeder zehnte Bun-
desbürger wohnt in einer dieser beiden
Regionen. Das Ruhrgebiet ist sogar das
fünftgrößte Ballungsgebiet Europas.
Wie dramatisch die Dynamik im Ruhr-
gebiet ist, zeigt der Blick auf einzelne
Städte und Regionen: In der Region Duis-
burg/Essen hat die Armut seit 2006 und
in der Region Dortmund seit 2005 um
über 24 Prozent zugenommen. In eini-
gen Städten ist die Situation noch alar-
mierender. In Dortmund stieg die Quote
seit 2005 um über 30 Prozent auf 24,2
Prozent. In Duisburg (23,5 %) betrug der
Anstieg seit 2006 über 45 Prozent, in Es-
sen (19,8 %) seit 2007 ganze 57 Prozent.
Diese bedrohliche Entwicklung wird
durch die Hartz-IV-Zahlen noch unter-
strichen. So waren im Juli 2011 in Dort-

mund und Duisburg 17,8 Prozent der
Einwohner bis 65 Jahre auf Hartz-IV an-
gewiesen, in Essen waren es 18,2 Pro-
zent und in Gelsenkirchen sogar 21,6
Prozent. Nicht ein einziger Ruhrgebiets-
kreis lag unter dem Bundesdurchschnitt
von 9,8 Prozent. Besonders besorgniser-
regend ist, dass diese Quoten in einzel-
nen Städten und Landkreisen nicht nur
auf sehr hohem Niveau verharren, son-
dern der Trend sogar nach oben zeigt,
wie etwa in Mülheim an der Ruhr,
in Hamm, Essen oder Gelsenkirchen.

Bei der Berechnung der Armutsquo-
ten werden Personen in Haushalten
gezählt, deren Einkommen weniger
als 60 Prozent des durchschnittlichen
(Median) bedarfsgewichteten Ein-
kommens in Deutschland beträgt. Es
wird in diesen Fällen von Armutsnähe
oder Armutsgefährdung gesprochen.
2011 lag die so errechnete, quasi-amt-
liche Armutsgefährdungsschwelle für
einen Singlehaushalt bei 848 Euro.

„Insgesamt bestätigt sich auch im Ruhr-
gebiet der Bundestrend, wonach die
wachsenden Armutsquoten offensicht-
lich neben einer hohen Arbeitslosigkeit
vor allem zwei Aspekten geschuldet sind:
dem Niedriglohnsektor, der sich massiv
ausbreitet, und der Zunahme von prekä-
ren, nicht auskömmlichen Beschäfti-
gungsverhältnissen“, stellt Ulrich Schnei-
der fest. Gute statistischen Erfolge in der
Arbeitsmarktpolitik würden ganz offen-
sichtlich mit einer Amerikanisierung des
Arbeitsmarkts, dem Phänomen des „wor-
king poor“, erkauft.

Armutsentwicklung hat sich von der
Wirtschaftsentwicklung abgekoppelt
Wichtig, so Schneider, sei auch ein Blick
auf die Wirtschaftsentwicklung der ver-
gangenen Jahre. 2006 sei ein signifikan-
tes Wachstum des realen Bruttoinlands-
produkts um vier Prozent noch mit ei-
nem Rückgang der Armutsgefährdungs-
quote von immerhin 0,7 Prozentpunkten
einhergegangen. Im Jahr 2010 schlug
sich der Wirtschaftsaufschwung um 5,1
Prozent immerhin noch in einer Abnah-
me der Armutsgefährdungsquote von 0,1
Prozentpunkten nieder. Für 2011 könne
jedoch keinerlei positiver Zusammen-
hang zwischen Wirtschafts- und Ar-
mutsentwicklung festgestellt werden.
Ganz im Gegenteil: Das Bruttoinlands-
produkt wuchs zwar um 3,9 Prozent. Die
Armut stieg jedoch ebenfalls um 4,1 Pro-
zent. Schneider: „Die Armutsentwick-
lung hat sich ganz offensichtlich endgül-
tig von der Wirtschaftsentwicklung abge-
koppelt. Die Politik scheint nicht willens
oder in der Lage, gute wirtschaftliche
Entwicklungen so zu nutzen, dass die
immer tiefere Spaltung zwischen Arm
und Reich in dieser Gesellschaft wenigs-
tens ansatzweise gestoppt würde.“
(Weitere Infos: www.der-paritaetische.de)
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Arbeit finanzieren statt Arbeitslosigkeit

Wir haben in Deutschland
rund 400.000 Menschen,
denen die bisherige Arbeits-

marktpolitik keinerlei Pespektive eröff-
net. Das ist ein Zustand, den wir nicht
länger hinnehmen wollen“, so Dr. Ul-
rich Schneider, Hauptgeschäftsführer
des Paritätischen Gesamtverbands.
„Auch diese Menschen haben ein
Recht darauf, ihren Lebensunterhalt
verdienen zu können, sprich: dafür zu
arbeiten.“ Das Geld, das bereitgestellt
werden müsse, um für die Betroffenen
Arbeitsmöglichkeiten und entspre-
chende Unterstützung zu schaffen, sei
weitaus besser investiert, als wenn der
Staat damit deren fortdauernde Ar-
beitslosigkeit finanziere. „Es müssen
endlich die gesetzlichen Voraussetzun-
gen dafür geschaffen werden, dass
Gelder aus der Grundsicherung zur
Finanzierung öffentlich geförderter
Beschäftigung verwendet werden kön-
nen“, fordert Schneider. „Für diesen
Gedanken wollen wir werben und ver-

suchen, politische Partner zu gewin-
nen.“ Es gebe durchaus Wege, markt-
nahe Beschäftigungsmöglichkeiten
für Menschen zu schaffen, die aus
unterschiedlichen Gründen auf dem
ersten Arbeitsmarkt keine Chance
mehr bekämen, so Schneider und Ko-
ber bei der Vorstellung ihres Modells.
Danach sollen Langzeitarbeitslose ent-
weder bei einem sozialen Beschäfti-
gungsunternehmen angestellt werden,
das für sie Tätigkeiten auf dem ersten
Arbeitsmarkt akquiriert, oder in eine
„assistierte Beschäftigung“ bei einem
Unternehmen vermittelt werden. In
diesem Fall könnten sie in der Firma
von einer Betreuungskraft dort unter-
stützt werden, wo sie dies benötigen.

Finanzierungsmix
Der Lohn soll sich aus Leistungen der
Grundsicherung, dem Zuschuss für Un-
terkunftskosten vom Jobcenter und ei-
nem Arbeitgeberanteil zusammenset-
zen. Zur Finanzierung der innerbetrieb-

lichen Betreuung könnte Geld aus dem
Etat für Arbeitsmarktmaßnahmen ge-
nutzt werden. Wichtig ist sowohl Schnei-
der als auch Kober, dass niemand in ein
solches Arbeitsverhältnis gezwungen
werden darf. Gleichzeitig sollte es aus
ihrer Sicht aber auch nicht zeitlich befris-
tet werden. Und, so Schneider: „Notwen-
dig ist die Flankierung solcher Maßnah-
men durch die Einführung eines flä-
chendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohns, den der Verband ohnehin fordert.“
Der FDP-Bundestagsabgeordnete Kober,
der aus Baden-Württemberg stammt,
zeigte sich überzeugt, dass mit derarti-
gen Beschäftigungsmodellen beispiels-
weise so manchem Handwerksbetrieb
geholfen werden könne, der unter Fach-
kräftemangel leide. Wenn sich die Betrie-
be Gedanken machten, wie sie Arbeits-
prozesse neu strukturieren könnten, sei
es möglich, mit der assistierten Beschäf-
tigung Fachkräfte von Tätigkeiten zu ent-
lasten, die auch weniger qualifizierte
Menschen übernehmen könnten.

Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren ist Ziel einer gemeinsamen Initiative des Paritäti-

schen Gesamtverbands und des FDP-Sozialexperten Pascal Kober. Sie schlagen ein Modell

zur Integration schwer vermittelbarer Langzeitarbeitsloser in den ersten Arbeitsmarkt vor.
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Eine der größten gesetzlichen
Krankenkassen Deutschlands,
die KKH-Allianz, geriet im Okto-

ber in die Schlagzeilen, nachdem das
ZDF-Magazin Frontal 21 berichtete, die
Versicherung dränge schwerkranke, pfle-
gebedürftige Versicherte heraus, weil die-
se ihr zu teuer seien. Während die Versi-
cherung dies zunächst bestritt und er-
klärte, es sei bei den Telefonaten lediglich
um ausstehende Zusatzbeiträge gegan-
gen, berichteten Betroffene in der ZDF-
Sendung, wie sie am Telefon zur Kündi-
gung gedrängt worden seien. Auch inter-
ne Telefonprotokolle belegten laut Frontal
21, dass dies keine Einzelfälle seien.

Professor Rolf Rosenbrock:
Ein Skandal
Professor Dr. Rolf Rosenbrock, Gesund-
heitsökonom und Vorsitzender des
Paritätischen Gesamtverbands, be-
zeichnete das Vorgehen der KKH-Alli-
anz in der ZDF-Sendung als skandalös
und nicht mit dem Auftrag einer ge-

setzlichen Krankenkasse vereinbar, die
eine Solidargemeinschaft sei und da-
mit verpflichtet, alle Versicherten gleich
zu behandeln. „Wenn die Krankenkasse
von besonders teuren Patienten mit
schweren chronischen Erkrankungen
Daten sammelt, dann sollte das dem
Zweck dienen, diese Versicherten be-
sonders zu betreuen, damit sie ordent-
lich und qualitativ hochwertig versorgt
werden, und nicht dem Ziel, sie aus der
Krankenkasse herauszudrängen“, sagte
Rosenbrock. Auch der Wettbewerb zwi-
schen den Krankenkassen könne ein
solches Vorgehen gegen besonders teu-
re Versicherte, die in der Regel Patien-
ten mit schweren chronischen Erkran-
kungen seien, nicht rechtfertigen. „Die
Krankenkasse hat zu garantieren, dass
jeder Versicherte eine vollständige und
hochwertige Krankenversorgung er-
hält.“
Die KKH-Allianz veranlasste aufgrund
der Vorwürfe eine interne Prüfung und
übergab dem Bundesversicherungsamt

Mitte November den Prüfbericht. Dem-
nach hat die KKH-Allianz in insgesamt
rund 1.100 Telefonaten versucht, „ge-
meinsam mit säumigen Zusatzbeitrags-
zahlern Lösungen wie Stundung, Raten-
zahlung oder Erlass zu finden“.

„In inakzeptabler Weise Wechsel
der Krankenkasse nahegelegt“
Die Telefonprotokolle belegen der Versi-
cherung zufolge aber auch, „dass in 199
Fällen Betroffenen auf inakzeptable Art
und Weise ein Wechsel der Kranken-
kasse nahegelegt wurde ... Als wesentli-
che Ursache für die Verhaltensweisen
wurde eine unzureichende Überwa-
chung der handelnden Mitarbeiter
durch Vorgesetzte der Kasse ermittelt.“
In diesem Zusammenhang sähen es
die Aufsicht und die KKH-Allianz als
notwendig an, als Konsequenz unver-
züglich Verbesserungen in internen
Prozessabläufen und in internen Kont-
rollverfahren vorzunehmen, um derar-
tige Fälle künftig zu vermeiden.

Schwerkranke zur Kündigung gedrängt
Krankenversicherung KKH-Allianz räumt 199 Fälle ein

„Betroffene müssen gehört werden“
Paritätischer kritisiert Gesetzgebungsverfahren zur Zwangsbehandlung

Massiv kritisiert hat der Paritätische das Gesetzgebungsverfahren zur medizinischen

Zwangsbehandlung von Menschen mit psychischer oder geistiger Behinderung. In einem

Offenen Brief an Fachpolitiker, Fraktionsspitzen, Justizministerkonferenz und Patienten-

beauftragte forderte Verbandsvorsitzender Professor Dr. Rolf Rosenbrock ein Verfahren,

das der menschenrechtlichen und grundrechtlichen Relevanz des Themas gerecht wird.

Mit Blick auf die Selbstbestim-
mung der Betroffenen und die
Umsetzung der UN-Behinder-

tenrechtskonvention müsse Menschen
mit seelischer oder geistiger Behinde-
rung beziehungsweise deren Interessen-
vertretern in einem angemessenen
Zeitrahmen Gelegenheit zur Anhörung
beziehungsweise zur Stellungnahme ge-
geben werden, so Rosenbrock. Es gebe
bei diesem Thema noch großen Diskus-
sionsbedarf. Das Gesetzgebungsverfah-
ren zur Regelung der betreuungsrechtli-

chen Einwilligung in eine ärztliche
Zwangsmaßnahme sei aber so knapp
terminiert und die Verbände so spät in-
formiert worden, dass sie kaum eine
Möglichkeit zur Reaktion hätten.
Der Bundesbeauftragte für die Belange
behinderter Menschen, Hubert Hüppe,
(CDU) unterstützte schriftlich die For-
derung des Paritätischen: „Auch wenn
hinsichtlich einer Neuregelung Eile ge-
boten scheint, so darf doch das grund-
legende Motto der UN-Behinderten-
rechtskonvention ‚Nichts über uns ohne

uns‘ nicht außer Acht gelassen werden.“
Der Verband kritisiert unter anderem,
dass der Gesetzentwurf von einer „Ein-
willigungsunfähigkeit“ der Betroffenen
ausgehe. Laut UN-Konvention müsse
jedoch von „freiwilliger Zustimmung“
gesprochen werden. Sonst bestehe die
Gefahr, dass Fälle, in denen Patienten
ihren Willen nicht äußern könnten,
eventuell nicht als Zwangsbehandlung
eingestuft würden, auch wenn der Be-
troffene die Behandlung möglicherwei-
se ablehne.
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„Meilenstein praxisorientierter Forschung“

In der Folge des „PISA-Schocks“ im
Jahr 2000 hat die frühkindliche Bil-
dung enorm an Bedeutung und

Aufmerksamkeit gewonnen. In allen
Bundesländern wurden Bildungspro-
gramme, Bildungspläne oder Bil-
dungsempfehlungen erarbeitet und
eingeführt. Obwohl die Anforderun-
gen an die pädagogischen Fachkräfte
in der Vorschulerziehung enorm ge-
stiegen sind, hat es bei den strukturel-
len Rahmenbedingungen, unter denen
die Erzieherinnen und Erzieher arbei-
ten, keine nennenswerten Verbesse-
rungen gegeben. Ganz im Gegenteil:
Seit klar ist, dass es für Kinder ab dem
vollendeten ersten Lebensjahr von Au-
gust 2013 an einen Rechtsanspruch
auf einen Betreuungsplatz gibt, be-
schränkt sich die politische Debatte im
Wesentlichen auf den quantitativen
Ausbau der Betreuungskapazitäten.
Qualitative Aspekte sind weitgehend
aus dem Blick geraten. Dem wollen der

Paritätische Gesamtverband, Diakonie
und GEW entgegentreten. Bereits 2007
starteten sie das erste von insgesamt
drei Forschungsvorhaben. Unter dem
Titel „Schlüssel zu guter Bildung, Er-
ziehung und Betreuung“ setzte ein
Forscherinnen-Team der Alice Salo-
mon Hochschule die aus den Bildungs-
plänen resultierenden Qualitätsziele in
Bezug zu den vorhandenen Rahmen-
bedingungen und erarbeitete, – so der
Forschungstitel – „wissenschaftliche
Parameter für die Fachkraft-Kind-Rela-
tion“, also einen den Anforderungen
entsprechenden Personalschlüssel für
Kindertagesstätten.

Bundesweite Befragung
In der zweiten Forschungsphase, die
jetzt abgeschlossen wurde, nahmen
die Wissenschaftlerinnen Professor
Dr. Iris Nentwig-Gesemann und Pro-
fessor. Dr. Susanne Viernickel unter
der Überschrift „Bildungsaufgaben,

Zeitkontingente und strukturelle Rah-
menbedingungen in Kindertagesein-
richtungen“ Qualitätsziele und deren
Realisierung in der Praxis genauer
unter die Lupe. Sie befragten bundes-
weit mehr als 1.200 Erzieherinnen
und Leitungskräfte aus 680 Kitas, in-
wieweit sie die in den Bildungspro-
gramm festgelegten Anforderungen
umsetzen und unter welchen Rahmen-
bedingungen sie arbeiten: wie die
Personalschlüssel und Dienstplan-
gestaltung aussehen, wie sich die
Teams zusammensetzen, welche Grö-
ßen und Altersstruktur die Kitagrup-
pen haben und vieles mehr. 20 Punkte
umfasste der Fragebogen. Hinzu ka-
men 21 Gruppendiskussionen mit Ein-
richtungsteams in drei Großstädten.
Bei der repräsentativen Befragung, so
die beiden Professorinnen, zeigten
sich erhebliche Unterschiede zwischen
Kitas in Ost und West. So kommen in
den östlichen Bundesländern im um

Drei Verbände – ein Ziel: Gemeinsam haben der Paritätische Gesamtverband, die

Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband und die Gewerkschaft Erziehung

und Wissenschaft (GEW) ein dreigliedriges Forschungsprojekt auf den Weg gebracht,

um zu besseren Rahmenbedingungen für eine qualitativ gute Bildung, Erziehung und

Betreuung in Kindertagesstätten beizutragen. Die Ergebnisse der zweiten Forschungs-

phase wurden jetzt bei einer Tagung in Berlin vorgestellt.

Schlüssel zu guter Bildung, Erziehung und Betreuung – wichtige Ergebnisse

Im Berliner Centre Monbijou
präsentierten sie die

neuesten Ergebnisse des
Forschungprojekts

„Schlüssel zu guter Bildung,
Erziehung und Betreuung“ (von

links nach rechts):
Norbert Hocke (Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft)

Marion von zur Gathen
(Paritätischer Gesamtverband)

Doris Beneke (Diakonie Deutsch-
land) sowie die Forscherinnen der
Alice Salomon Hochschule Berlin:
Professor Dr. Susanne Viernickel

und Professor Dr.
Iris Nentwig-Gesemann.

Foto: Bauer
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Ausreißer bereinigten Durchschnitt
(Median) auf eine Fachkraft 6,3 Kin-
der. In den westlichen Bundesländern
sind es 5,8 Kinder. Diese Unterschiede
beim Personalschlüssel werden ver-
stärkt durch Ausfallzeiten aufgrund
von Urlaub, Krankheit und Fortbildun-
gen. In den alten Bundesländern betra-
gen diese rund 13,8 Prozent, in den
neuen 17,4 Prozent.
Deutliche Diskrepanzen gibt es bun-
desweit bei den Zeitkontingenten, die
für die Vor- und Nachbereitung der pä-
dagogischen Arbeit (mittelbare päda-
gogische Arbeitszeit) zur Verfügung
stehen: Für die Bereiche Beobachtung
und Dokumentation, Sprachförderung
und Zusammenarbeit mit den Eltern
sowie die Gestaltung des Übergangs
von der Kita in die Grundschule
bräuchten die Erzieherinnen nach ei-
gener Einschätzung mindestens sechs
Stunden pro Woche. In der Realität
blieben aber nur drei Stunden Zeit.

Bedürfnisse jüngerer Kinder werden im
Personalschlüssel nicht berücksichtigt
Auch die Aufnahme von Kindern im
Alter von zwei Jahren in Kitagruppen
habe sich nicht auf die Gruppengröße
und den Personalschlüssel ausgewirkt,
fanden die Wissenschaftlerinnen her-
aus. „Dies spricht für eine reine Anpas-
sung der Altersstruktur nach unten,
ohne dass die besonderen Bedürfnisse
jüngerer Kinder ... berücksichtigt wer-
den.“

„Die frühpädagogischen Fachkräfte-
teams nehmen aktuell eine sehr große
Diskrepanz zwischen den an sie ge-
stellten und in den Bildungsprogram-
men formulierten Anforderungen und
den zur Verfügung stehenden Rah-
menbedingungen wahr“, heißt es im
Forschungsbericht. Die Teams arbeite-
ten demzufolge im Spannungsfeld ei-
nes massiven Umsetzungdilemmas.
Erlebten die Fachkräfte permanent
eine Diskrepanz zwischen Anforde-
rungen und Umsetzungsmöglichkei-
ten, könne dies zum Gefühl der Über-
forderung, zu hohen psychischen Be-
lastungen, Angst und Krankheit füh-
ren, mahnen die Forscherinnen. Sie
halten unter anderem eine Verbesse-
rung der Personalschlüssel und die
Berücksichtigung angemessener Zeit-
ressourcen für Leitungsaufgaben für
dringend erforderlich. Auch in Fragen
der Aus-, Fort- und Weiterbildung so-
wie im Hinblick auf die gesellschaftli-
che und finanzielle Anerkennung des
Berufs seien deutliche Verbesserun-
gen nötig.

Basis für politische Forderungen
Die Forschungsergebnisse sind aus
Sicht der drei Verbände eine wichtige,
wissenschaftliche fundierte Grundla-
ge, auf deren Basis nun konkrete poli-
tische Forderungen erarbeitet werden
könnten. „Wir hoffen, mit diesen Er-
gebnissen deutliche Impulse zu set-
zen“, betonte Marion von zur Gathen,

Leiterin der Abteilung Soziale Arbeit
beim Paritätischen Gesamtverband.
Eine stärkere fachpolitische Auseinan-
dersetzung um die notwendigen Rah-
menbedingungen in Kindertagesein-
richtungen sei angesagt. Aber auch für
die kritische Reflexion in den Kita-
Teams über das eigene Verständnis
von Qualität der pädagogischen Arbeit
und für die künftige Ausbildungsge-
staltung böten die Forschungsergeb-
nisse viel Material.

Konkurrenz um Mittel
Doris Beneke, Leiterin des Zentrums
Familie, Bildung und Engagement bei
der Diakonie Deutschland – Evangeli-
scher Bundesverband sprach gar von
einem „Meilenstein der praxisorien-
tierten Forschung“. Norbert Hocke,
Vorstand der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft betonte, dass der Be-
reich der Frühpädagogik im Kampf
um öffentliche Finanzen künftig noch
stärker mit anderen Sektoren der Da-
seinsvorsorge konkurrieren müsse.
Die Forschungsergebnisse lieferten
wichtige Argumente für eine sinnvolle
Verteilung der knappen finanziellen
Ressourcen. (Die Studie wird Anfang
2013 veröffentlicht.)
Das Forschungsprojekt wird nun mit
der dritten Phase fortgesetzt, in deren
Mittelpunkt das Thema Inklusion in
elementarpädagogischen Betreuungs-,
Erziehungs- und Bildungsinstitutio-
nen steht. Ulrike Bauer

Mehr als 450 Journalistinnen und
Journalisten haben sich um den Deut-
scher Sozialpreis 2012 der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege beworben. Eine unabhän-
gige Jury wählte die besonders heraus-
ragenden Arbeiten aus.
In der Sparte Fernsehen gewann
Christel Sperlich mit ihrem Beitrag
„Hungerlohn trotz Vollzeitjob“. Die
Reportage, die vom Rundfunk Berlin
Brandenburg ausgestrahlt wurde, be-
richtet am Beispiel dreier Protagonis-
ten über die wachsende Zahl von Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die trotz Ausbildung und Vollzeitbe-
schäftigung so wenig verdienen, dass
sie zusätzlich Sozialleistungen bean-
tragen müssen.
Gabriele Stötzer gewann den Hörfunk-
Preis mit „Frauenzuchthaus Hoheneck
– Demütigung, Willkür, Verrat“. Die
Reportage über das berüchtigte Frauen-
gefängnis in der ehemaligen DDR be-
leuchtet das Schicksal der einstigen
Häftlinge und ihrer Kinder, die auch
heute noch vom Trauma gezeichnet
sind und lange aus Scham und Angst

geschwiegen haben. Die Reportage
lief bei MDR FIGARO.
Preisträger in der Sparte Print sind
Anita Blasberg und Christian Denso
von der Zeitschrift „Die Zeit“. Ihr Dos-
sier mit dem bewusst doppeldeutigen
Titel „Unter Menschen“ beleuchtet ein
extrem polarisierendes Thema: die
Entlassung von Sicherheitsverwahrten
infolge eines Urteils des Europäischen
Gerichtshofs. Das Dossier schildert
die unvorbereitete Rückkehr eines Be-
troffenen in eine Gesellschaft, die ihn
fürchtet und verachtet.

Die Gewinner des Deutschen Sozialpreises 2012
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weiligen Kontakt- und Informations-
stelle für Selbsthilfegruppen die „Qua-
litätskriterien Selbsthilfefreundlich-
keit“ erfolgreich umgesetzt haben.
Dazu gehört unter anderem, dass die
Gesundheitseinrichtungen Räume für
Treffen von Selbsthilfegruppen zur
Verfügung stellen, diese bei der Öf-
fentlichkeitsarbeit unterstützen und
ihnen ermöglichen, in der Einrichtung
Informationsmaterial zu präsentieren.
Aber auch, dass sie ihre Patienten direkt
über die Selbsthilfe informieren und
eine Selbsthilfebeauftragte oder einen
-beauftragten benennen. Hinzu kom-
men die Einbeziehung der Selbsthilfe
in die Fort- und Weiterbildung des Per-
sonals und ein regelmäßiger Erfah-
rungs- und Informationsaustausch.
Bei der Tagung berichteten Sandra
Knicker, die Selbsthilfebeauftragte des
Klinikums Bielefeld, Beate Nieding

2009 wurde das „Netzwerk Selbst-
hilfefreundlichkeit und Patienten-
orientierung im Gesundheitswe-

sen“ gegründet. Sein Ziel: die Selbst-
hilfefreundlichkeit in Einrichtungen
des Gesundheitswesens befördern und
nachhaltig verankern. Dazu wurde von
Mitarbeiterinnen der Selbsthilfekon-
taktstelle Bielefeld unter Mitwirkung
von Vertreterinnen und Vertretern der
Selbsthilfe und des Gesundheitswe-
sens ein praxisnahes methodisches
Konzept entwickelt, das den Aufbau
nachhaltiger Kooperationsstrukturen
zwischen Gesundheitseinrichtungen
und der Selbsthilfe gezielt unterstützt.
Das Konzept umfasst ein Verfahren
und ein Bündel von Instrumenten,
die es Selbsthilfeorganisationen und
Gesundheitseinrichtungen wie etwa
Krankenhäusern und Arztpraxen er-
möglichen, die Zusammenarbeit syste-

matisch zu gestalten und fest im All-
tag der Einrichtungen zu verankern.
Viele Selbsthilfegruppen und -initiati-
ven kooperieren schon länger mit
Krankenhäusern oder Arztpraxen. Oft-
mals sind die Kooperationen jedoch
vom besonderen Engagement einzel-
ner Personen abhängig, sei es auf
Seiten der Ärzteschaft, der Pflegekräfte
und Therapeuten oder auch der Selbst-
hilfe. Damit ist die Kontinuität im Fal-
le eines Personalwechsels nicht selten
gefährdet.

Kliniken und Arztpraxen ausgezeichnet
Inzwischen hat das Netzwerk bereits
16 Krankenhäuser und acht Arztpra-
xen als selbsthilfefreundlich ausge-
zeichnet. Um sich so nennen zu dür-
fen, müssen die Kliniken und Praxen
gemeinsam mit Vertretern aus örtli-
chen Selbsthilfegruppen und der je-

Patienten stehen im Mittelpunkt
Selbsthilfefreundlichkeit und Patientenorientierung im Gesundheitswesen
Rückblick und Ausblick: Beides stand im Fokus einer Fachtagung des Netzwerks

„Selbsthilfefreundlichkeit und Patientenorientierung im Gesundheitswesen“ Ende

Oktober in Essen. Denn auch nach dem Auslaufen der Projektförderung ist geplant, die

Aktivitäten zur Stärkung der Kooperation zwischen der Selbsthilfe und Einrichtungen

des Gesundheitswesens fortzusetzen.

Sie zogen Bilanz eines erfolgreichen Projekts und blicken optimistisch nach vorne (von links): Achim Weber (Selbsthilfereferent beim
Paritätischen Gesamtverband), Dr. Dagmar Siewerts (Koordinatorin des Netzwerks), Cord Wellhausen (stellvertretender Vorsitzender
des Paritätischen Gesamtverbands und Vorsitzender des Landesverbands NRW), Christa Steinhoff-Kemper (Selbsthilfekontaktstelle
Bielefeld), Monika Bobzien (Agentur Selbsthilfefreundlichkeit NRW), Katharina Benner (Fachreferentin des Paritätischen in NRW) und
Michael Bellwinkel vom BKK Bundesverband.
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von der Alzheimer Gesellschaft Müns-
ter e. V. und Renate Ostendorf (Selbst-
hilfekontaktstelle Münster) von ihren
guten Erfahrungen mit der verbindli-
chen Kooperation. Das Klinikum Biele-
feld wurde im September 2011 als erstes
„Selbsthilfefreundliches Krankenhaus“
ausgezeichnet. Schon bevor die Klinik
und die Selbsthilfegruppen mit Unter-
stützung der Selbsthilfekontaktstelle
Bielefeld das Konzept umgesetzt hätten,
habe die Alzheimer Gesellschaft Müns-
ter gelegentlich mit einzelnen Abteilun-
gen der Klinik zusammengearbeitet,
betonte Beate Nieding. Jetzt aber sei die
Kooperation verbindlich festgeschrie-
ben und jede Seite könne sich darauf
verlassen. „Es ist klar, wer mein An-
sprechpartner ist und wenn ich mich an
ihn wende, dann passiert auch etwas.“

Wichtige Voraussetzungen
Christa Steinhoff-Kemper von der
Selbsthilfekontaktstelle Bielefeld be-
tonte, dass das Konzept der Selbsthilfe-
freundlichkeit sowohl von großen als
auch von kleinen Kliniken umgesetzt
werden könne. Voraussetzung sei, dass
es vor Ort kooperationsbereite Selbst-

sammenhang, dass die Vertreter der
Selbsthilfe im Gemeinsamen Bundes-
ausschuss, dem höchsten Gremium der
gemeinsamen Selbstverwaltung im deut-
schen Gesundheitswesen, bislang nur
ein Mitberatungs- und Antragsrecht hät-
ten. Dem müsse unbedingt auch das
Stimmrecht folgen.
Michael Bellwinkel vom Bundesverband
der Betriebskrankenkassen betonte, das
Konzept der Selbsthilfefreundlichkeit
solle nach der Phase der Entwicklung
und Erprobung nun in den Regelbetrieb
überführt werden. Sowohl die BKK als
auch der Paritätische Gesamtverband
planen, die erfolgreich erprobten Aktiti-
väten zur Förderung der Selbsthilfe-
freundlichkeit im Gesundheitswesen zu
verstetigen. UB

hilfegruppen gebe, die auch personell
in der Lage seien, die Kooperation mit
Leben zu füllen. Wichtig sei aber auch,
dass die Leitung der Gesundheitsein-
richtung sich klar für das Projekt aus-
spreche und die notwendigen Ressour-
cen zur Verfügung stelle.
Monika Bobzien, die gemeinsam mit
Christa Steinhoff-Kemper in der Agen-
tur Selbsthilfefreundlichkeit NRW das
Konzept entwickelt hat, betonte, es
gebe auch bei Arztpraxen und Reha-
Kliniken ein zunehmendes Interesse,
sich selbsthilfefreundlich aufzustellen.
Als Vertreterin einer Reha-Klinik schil-
derte Dr. Petra Becker von der Dr. Be-
cker Klinikgesellschaft in einer Dis-
kussionsrunde mit Dr. Ute Winkler
vom Bundesgesundheitsministerium
und Heike Wöllenstein vom Spitzen-
verband der Gesetzlichen Krankenkas-
sen, wie wichtig die Unterstützung
durch die Selbsthilfe für die neurologi-
sche und orthopädische Reha-Klinik
und deren Patienten sei. „Die Selbsthil-
fe ist im Gesundheitswesen angekom-
men“, betonte Dr. Ute Winkler.

Landesverband NRW in führender Rolle
Den hohen Stellenwert der Selbsthilfe
hob auch Cord Wellhausen, stellver-
tretender Vorsitzender des Paritäti-
schen Gesamtverbands hervor. Er ist
zugleich Vorsitzender des Paritäti-
schen Landesverbands Nordrhein-
Westfalen, der eine führende Rolle bei
der Entwicklung des Konzepts der
Selbsthilfefreundlichkeit und der
Gründung des Netzwerks spielte.
Selbsthilfegruppen und -initiativen seien
eine tragende Säule des Paritätischen
und hätten den Verband ganz maßgeb-
lich mit geprägt, sagte Wellhausen. In
den vielen Zusammenschlüssen der Ge-
sundheitsselbsthilfe zeigten Patientin-
nen und Patienten, dass sie sich nicht nur
als „Empfänger ärztlichen Handelns“
empfänden, sondern einen aktiven Part
bei der Bewältigung und Behandlung
ihrer Krankheiten übernähmen. Mit ih-
rem vielfältigen Engagement und ihrem
Expertenwissen aus eigener Erfahrung
leisteten Selbsthilfeorganisationen zu-
dem wichtige Beiträge zur Weiterent-
wicklung des Gesundheitswesens. Eine
Funktion, die es zu stärken gelte, betonte
Wellhausen. Er kritisierte in diesem Zu-

Das Netzwerk „Selbsthilfefreund-
lichkeit und Patientenorientierung
im Gesundheitswesen“ wurde ge-
gründet von der

GSP – Gemeinnützige Gesell-
schaft für soziale Projekte mbH,
der Projektgesellschaft des Paritä-
tischen Landesverbands Nord-
rhein-Westfalen (Wuppertal)

der Nationalen Kontakt- und In-
formationsstelle zur Anregung
und Unterstützung von Selbsthil-
fegruppen – NAKOS (Berlin)

dem Institut für Medizinische So-
ziologie, Sozialmedizin und Ge-
sundheitsökonomie (IMSG) des
Universitätsklinikums Hamburg-
Eppendorf

und dem Bundesverband der
Betriebskrankenkassen (BKK BV)
sowie dem BKK-Landesverband
NORDWEST

K o n t a k t
Netzwerk Selbsthilfefreundlichkeit
und Patientenorientierung
im Gesundheitswesen
Dr. Dagmar Siewerts
Tel.: 030/24636-339
dagmar.siewerts@paritaet.org
www.selbsthilfefreundlichkeit.de

Wer sich intensiver mit dem Thema
Patientenorientierung und Selbsthil-
fefreundlichkeit im Gesundheitswe-
sen beschäftigen möchte, findet wich-
tige Informationen im Wegweiser
„Selbsthilfefreundlichkeit im Gesund-
heitswesen – Wie sich selbsthilfebezo-
gene Patientenorientierung systema-
tisch entwickeln und verankern lässt“.
Herausgeber des 432 Seiten starken
Buchs ist Prof. Dr. Alf Trojan vom Uni-
versitätsklinikum Hamburg-Eppen-
dorf, das 2004 im Rahmen eines Mo-
dellprojekts maßgeblich an der Ent-
wicklung von Qualitätskriterien für
die Selbsthilfefreundlichkeit beteiligt
war. Das Buch kostet 29 Euro und ist
im Wirtschaftsverlag NW in Bremer-
haven erschienen.
Infos über das Netzwerk Selbsthilfe-
freundlichkeit und Patientenorientie-
rung im Gesundheitswesen gibt es
auf www.selbsthilfefreundlichkeit.de.

Wegweiser zur
Selbsthilfefreundlichkeit
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Die ehemalige Vorsitzende des Pari-
tätischen Gesamtverbands, Barbara
Stolterfoht, ist mit
der höchsten Aus-
zeichnung des
Landes Hessen,
der Wilhelm-Leu-
schner-Medaille,
geehrt worden. Mit
der nach dem 1944
ermordeten hessi-

schen Innenminister und Widerstands-
kämpfer benannten Auszeichnung wür-
digt das Land Hessen das vorbildliche
Engagement der 72-Jährigen für das
Gemeinwesen. Die Sozialdemokratin
war unter anderem von 1995 bis 1999
Staatsministerin im Hessischen Minis-
terium für Frauen, Arbeit und Sozialord-
nung und danach bis 2003 Mitglied des
Hessischen Landtags und stellvertreten-
de Vorsitzende der SPD-Landtagsfrakti-

on. Ehrenamtliche Vorsitzende des Pari-
tätischen war sie von 2000 bis 2007. Für
ihr vielfältiges Engagement wurde Bar-
bara Stolterfoht 2005 bereits mit dem
Verdienstkreuz am Bande des Verdienst-
ordens der Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet. Der Paritätische würdig-
te ihre besonderen Verdienste für den
Verband und ihr außergewöhnliches
sozialpolitisches Engagement 2007 mit
der Goldenen Ehrenmedaille.

Höchste Auszeichnung des Landes Hessen für Barbara Stolterfoht

Der Paritätische Gesamtverband
hat unter der Überschrift „Ich
bin HIER“. ein fachlich-päda-

gogisches Gesamtkonzept erarbeitet, das
als Richtschnur für Maßnahmen auf der
lokalen Ebene gilt, die über den Verband
gefördert werden. „HIER“ steht für Her-
kunft, Identität, Entwicklung und Res-
pekt. Gefördert werden Maßnahmen, die
auf lokaler Ebene mit bildungsbenachtei-
ligten Kindern und Jugendlichen umge-
setzt werden. Das kann die Nutzung mo-
derner Medien ebenso einbeziehen wie
Tanz und Theater. Wichtig ist, dass sie
die jungen Menschen unterstützen, ein
positives Selbstbild zu entwickeln, und
sie ermutigen, sich an der Gestaltung ih-
res Sozialraums zu beteiligen. Dabei sol-
len auch Herkunft und Identität thema-
tisiert werden, Entwicklungsmöglichkei-
ten erarbeitet und ein respektvoller Um-
gang mit sich selbst und mit anderen in
den Blick genommen werden.
Zentrale Schlüsselkompetenzen sind
dabei Sprache und Kommunikation.
Die Kinder und Jugendlichen sollen
der Intention des Förderprogramms
entsprechend dabei unterstützt wer-
den, sich neue Ausdrucksformen zu
erschließen, die ihrer individuellen

Entwicklung und ihrem Bildungser-
folg zugute kommen.
Die außerschulischen Bildungsangebote
im Rahmen von „Ich bin HIER“ richten
sich an benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche im Alter von zehn bis 16 Jahren
mit und ohne Migrationshintergrund so-
wie mit und ohne Behinderung. Geför-
dert werden die unterschiedlichsten For-
mate – von eintägigen Schnupperkursen
über Ferienfahrten bis hin zu drei- oder
sechs Monate dauernden Kursen.

Lokale Zusammenschlüsse
Wichtige Voraussetzung ist, dass sich
die Akteure auf der lokalen Ebene zu
„Bündnissen für Bildung“ zusammen-
schließen. Diese Bündnisse müssen
aus mindestens drei lokalen Akteuren
bestehen, wobei wenigstens ein Bünd-
nispartner in der Kinder- und Jugendar-
beit erfahren sein sollte. Als Bündnis-
partner kommen alle zivilgesellschaftli-
chen Akteure infrage, die gemeinnützi-
ge oder mildtätige Zwecke verfolgen.
Dies sind Vereine, können aber auch
öffentliche Einrichtungen sein wie Bib-
liotheken, Theater, Schulen und andere
Institutionen. Nur die Bündnisse kön-
nen Anträge auf Förderung der Maß-

nahmen stellen. Diese Förderanträge
können nur über ein elektronisches
Verfahren auf einer Homepage des Mi-
nisteriums gestellt werden. Deren Ad-
resse stand bis zum Redaktionschluss
dieser Ausgabe noch nicht fest. Nähere
Informationen sind auf der Homepage
des Paritätischen Gesamtverbands zu
finden. „Wer mitmachen will, sollte
schon jetzt beginnen, sich Bündnispart-
ner zu suchen und zu verbindlichen Ver-
einbarungen zu kommen“, betont Mari-
on von zur Gathen, Leiterin der Abtei-
lung Soziale Arbeit beim Paritätischen
und zuständig für das Förderprogramm.

Paritätisches Bildungswerk
Das Paritätische Bildungswerk Bundes-
verband hat ein Konzept erarbeitet, das
hauptsächlich auf darstellende Kunst
und Musik setzt und als Zielgruppe
Zwölf- bis 18-Jährige hat. Es ist gender-
sensibel angelegt und sieht vor, dass es
Extra-Projekte für Jungen und Mädchen
gibt. Sie sollen in Gruppen beispielsweise
Musicals, Hip Hop- oder Breakdance-
Vorstellungen entwickeln, die sie in sozi-
alen Einrichtungen präsentieren. 2014
und 2016 soll es zudem Jugendkultur-
messen geben.

„Kultur macht stark“ – wir machen mit

Am 1. Januar 2013 startet das neue Förderprogramm „Kultur macht stark. Bündnisse für

Bildung“des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Ziel ist es, mit außerschulischen

kulturellen Maßnahmen bildungsbenachteiligte Kinder und Jugendliche zu fördern. Der Pa-

ritätische Gesamtverband und das Paritätische Bildungswerk Bundesverband sind mit dabei.

Bündnisse für Bildung – Förderprogramm startet im Januar
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Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen, beeindruckte
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
zum Auftakt der zweitägigen Veran-
staltung mit einer Rede, in der er die
verhängnisvollen Auswirkungen der
Armut auf Kinder schilderte. Armut
sei inzwischen für die Mehrzahl der
betroffenen Familien keine vorüberge-
hende Erscheinung, sondern bedeute
in der Regel dauerhafte Perspektivlo-
sigkeit und soziale Ausgrenzung. Wer
Kindern die Hoffnung auf eine bessere
Zukunft raube und ihnen das Gefühl
nehme dazuzugehören, raube ihnen
die Kindheit. „Ein Kind, das sich nicht
auf den nächsten Tag freuen kann, er-
lahmt hinsichtlich seiner Entwick-
lungsfähigkeit“, mahnte Schneider
und forderte nicht nur die Erhöhung
der Hartz-IV-Leistungen, sondern
auch verstärkte Anstrengungen, jun-

„Armut raubt Kindheit!“
Bildungswerk stellt Ansätze der inklusiven Arbeit vor

gen Menschen Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt zu eröffnen. Aber auch in
der Familien- und Jugendarbeit sei es
wichtig, Kindern und ihren Familien
eine Perspektive zu geben. Mehrere
Projekte und Organisationen hatten im
Rahmen der Tagung die Möglichkeit,
ihre Ansätze zu präsentieren. Darun-
ter das Landesjugendamt des Land-
schaftsverbands Rheinland, das unter
dem Titel „Teilhabe ermöglichen“
kommunale Netzwerke gegen Kinder-
armut unterstützt, das Mehrgeneratio-
nenhaus Mütterzentrum Fürth, die
jakus gGmbH, die vorstellte, wie Fami-
lienräte an Berliner Kitas und Schulen
arbeiten, und Armin Kuphal, der von
der Gemeinwesenarbeit auf dem Saar-
brücker Wackenberg berichtete. Eine
Dokumentation mit den einzelnen Ta-
gungsbeiträgen finden Interessierte
auf www.bildungswerk.paritaet.org.

Armut sei nicht nur der Mangel
an Geld, sondern auch der
Mangel an sozialen Kontakten

sowie Zugangsmöglichkeiten zum ge-
sellschaftlichen Leben und führe häu-
fig zu mangelndem Selbstvertrauen,
Mut- und Perspektivlosigkeit, betonte
Professor Dr. Monika Simmel-Joachim,
Vorsitzende des Paritätischen Bildungs-
werks, zum Beginn der Tagung. „Genau
dagegen gilt es anzugehen.“ Im Konzept
der Inklusion, das auf der gesellschaftli-
chen Teilhabe aller Menschen unabhän-
gig von ihrer Lebenslage und Lebens-
form basiert, sieht sie ein wichtiges Ins-
trument, um Ausgrenzung zu begeg-
nen. Ziel der Fachtagung war es, Anre-
gungen zu geben, wie der Inklusionsan-
satz in der Arbeit von Kindertagesstätten,
Familienzentren sowie Eltern- und
Familienbildungseinrichtungen prak-
tisch umgesetzt werden kann.

Wie können Eltern- und Familienbildung sowie Kinder- und Jugendhilfeträger Familien

unterstützen, die von Armut betroffen sind? Welche Wege sind geeignet, um Benachtei-

ligung und sozialer Ausgrenzung zu begegnen? Das war Thema der Fachtagung „Armut

grenzt aus – Inklusion als aktuelle Herausforderung für die Zusammenarbeit mit Familien“,

zu der das Paritätische Bildungswerk Bundesverband im November in Berlin einlud.

„Wer einem Kind das Gefühl
verbaut dazuzugehören,

verbaut ihm ein Stück
Kindheit“ mahnte Dr.

Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer

des Paritätischen Gesamt-
verbands in seiner

Eröffnungsrede auf der Fachta-
gung des Paritätischen Bildungs-

werks. Zwei Tage ging es dort
um Möglichkeiten der Eltern-

und Familienbildung sowie der
Kinder- und Jugendhilfe,

von Armut betroffenen Familien
bessere Zukunftsperspektiven

zu eröffnen und gesellschaftliche
Teilhabe zu ermöglichen. In

der Mitte des Fotos am Tisch:
Professor Dr. Monika Simmel-
Joachim, die Vorsitzende des
Paritätischen Bildungswerks.

Foto: Ulrike Bauer
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Lernen wann und wo Sie

wollen: Der neue »Fernkurs

für zertifizierte Vereins-/

Berufsbetreuung« bietet

alles, was Sie als rechtlicher

Betreuer wissen müssen.

Dauer: 9 Monate, berufs­

begleitend,

Beginn: jederzeit.

Staatliche Förderung durch

Bund und Länder möglich.

Jetzt Berufsbetreuer werden:

Fernkurs für zertifizierte
Vereins-/Berufsbetreuung

4 Wochen gratis: www.beck­fernkurse.de/Berufsbetreuer

Forum

Toolbox unterstützt
Sozialbetriebe bei
Fachkräftesicherung

Berufe mit Zukunft

Das neue Projekt basiert auf
dem Vorläuferprojekt „Soziale
Jungs“, setzt jedoch den neuen

Schwerpunkt auf Berufsorientierung.
Einmal in der Woche besuchen die
Jungen Nachmittags ihre Einsatzstel-
len: Kitas, Seniorenheime, Werkstätten
für Menschen mit Behinderung oder
auch Krankenhäuser. Sie lernen so
nicht nur soziale Berufe kennen und
erweitern ihr persönliches Berufs-
wahlspektrum, sondern trainieren
auch ihre sozialen Kompetenzen, die
für den Lebens- und Arbeitsalltag
wichtig sind. Daher der Name SoKo,
der für soziale Kompetenzen steht.

Erfahrungen reflektieren
Einmal im Monat treffen sich die Jun-
gen in Gruppen zusammen mit ihren
Mentoren und Sozialarbeitern von ko-
operierenden Jugendhäusern. Die
Gruppentreffen bieten den Teilneh-
mern neben teambildenden Aktionen
die Möglichkeit, Erfahrungen zu re-
flektieren und Unterstützung zu be-

kommen. Zweimal im Halbjahr besu-
chen die Schüler eine Ausbildungsstät-
te, wo sie Informationen über soziale
Berufe wie Kranken- oder Altenpfleger,
Erzieher oder Heilpädagoge sowie die
Zugangsvoraussetzungen und den ent-
sprechenden Ausbildungsverlauf er-
halten.

Kompetenznachweis
Als Anerkennung gibt es nach 80 Stun-
den einen Kompetenznachweis, der
die Stärken der Jugendlichen detail-
liert beschreibt und später zusammen
mit Bewerbungen vorgelegt werden
kann. Das Projekt wird gefördert aus
Mitteln des Hessischen Sozialministe-
riums und vom Jugend- und Sozialamt
der Stadt Frankfurt.
Kontakt:
Paritätisches Bildungswerk
Bundesverband e. V.
Heinrich-Hoffmann-Str. 3
60528 Frankfurt
Tel.: 069/6706-234
E-Mail: taylor@pb-paritaet.de

Ein neues Jungenprojekt hat das Paritätische Bildungswerk Bundesverband e. V.

unter dem Titel „Soziale Jungs SoKo“ gestartet. Engagieren können sich Jungs und junge

Männer ab einem Alter von 14 Jahren, die Lust haben, sich in ihrer Freizeit sozial zu

engagieren.

Die Auswirkungen demografischer
Veränderungen machen sich in im-
mer mehr Einrichtungen des Sozial-
und Gesundheitswesens deutlich
bemerkbar. Es fehlt zunehmend an
qualifiziertem Nachwuchs, der Al-
tersdurchschnitt von Belegschaften
steigt in manchen Einrichtungen
rapide, andere haben eine hohe Fluk-
tuation zu verzeichnen. Die Toolbox
Personalarbeit unterstützt soziale
Träger mit Informations-, Weiterbil-
dungs- und Beratungsangeboten da-
bei, neue Fachkräfte zu gewinnen
sowie bewährte Kräfte zu halten.

„Lernbar“ im Internet
Entwickelt wurde die Toolbox Perso-
nalarbeit von der zukunft im zentrum
GmbH in Kooperation mit den Paritä-
tischen Landesverbänden Branden-
burg und Berlin. Den „Werkzeugkas-
ten“ gibt es in einer Printversion
und im Internet (www.toolbox-per-
sonalarbeit.de). Er enthält unter an-
derem Checklisten, Analysewerk-
zeuge, Infotexte und Fachbeiträge.
Die Toolbox beschäftigt sich mit ei-
nem Themenspektrum, das von Ar-
beitgeberattraktivität über betriebli-
che Gesundheitsförderung bis zur
Personalgewinnung reicht. Auf der
Website haben Interessierte zudem
die Möglichkeit zum Austausch, er-
halten Weiterbildungsangebote oder
können ein interaktives Online-Trai-
ning zum Thema Mitarbeiterge-
spräche absolvieren. Darüber hin-
aus sind in der „Lernbar“ Videovor-
träge rund um die Fachkräftesiche-
rung und Personalarbeit zu sehen.
Der Werkzeugkasten im kompakten
Print-Format kann bestellt werden
über www.toolbox-personalarbeit.de.
Nähere Informationen erhalten In-
teressierte bei:
zukunft im zentrum GmbH
Anne Throl
E-Mail: toolbox@ziz-berlin.de
Tel.: 030/278733 52.

Projekt „Soziale Jungs“ stärkt soziale Kompetenz
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Für sein Theaterstück „Alles wird gut“
sucht Regisseur Niko von Glasow 14 Ak-
teure: Profis und Laien, mit oder ohne
Behinderung. „Alle Schauspieler sind
behindert, besonders die guten“, sagt
von Glasow, der selbst contergangeschä-
digt ist. Der Castingprozess, der fil-
misch dokumentiert wird, erweist sich
als ungewöhnliches Ereignis. Plötzlich
treffen da die unterschiedlichsten Men-
schen aufeinander: Menschen mit
Ängsten – vor Spinnen, der Einsamkeit,
der Stille. Oder der Angst, „mit jeman-
dem nur zusammen zu sein, um nicht
mit sich selbst zu sein“. Und Menschen
mit Wünschen und Hoffnungen: gese-
hen zu werden, geliebt zu werden, An-
erkennung zu bekommen. Menschen
mit Down Syndrom, Menschen im Roll-
stuhl, Menschen, die nicht sehen kön-
nen, aber auch Menschen, deren einzi-
ge Behinderung es zu sein scheint, dass
sie zu viel denken. Lauter „normale“
Menschen also, denen der Regisseur

extrem nahe kommt, manchmal so
nah, dass es schmerzt. Er fordert von
ihnen, über sich hinauszuwachsen: Je-
der Akteur, jede Akteurin soll im Stück
die eigene Rolle entwickeln und dazu
erst einmal die versteckten Gefühle
wahrnehmen. Vor laufender Kamera!
Das gibt dem sehr persönlichen Stück
eine große Tiefe und zugleich seine er-
mutigende Botschaft: Sei du! Der Film
ist im November im Kino angelaufen.
Nähere Informationen gibt es unter:
www.alleswirdgut-derfilm.de.

„Alles wird gut“

Regisseur Niko von Glasow
Foto: 2012 Palladio Film |Werner Meyer

Fundraising-Kongress

Magdeburg: Kongress
der Sozialwirtschaft
„Beschäftigung innovativ gestalten –
Wertschöpfung – Wertschätzung –
Wettbewerb“ lautet der Titel des Kon-
gresses der Sozialwirtschaft am 13.
und 14. Juni 2013 in Magdeburg. Nähe-
re Informationen gibt es auf der Inter-
netpräsenz www.sozkon.de.

Berlin ist im kommenden Jahr vom 24.
bis 26. April Veranstaltungsort des 20.
Deutschen Fundraising Kongresses.
Das Programm und weitere Informati-
onen finden Interessierte im Internet
unter www.fundraising-kongress.de.

Das Deutsche Kinderhilfswerk bietet von
Februar 2013 bis November 2013 eine
Ausbildung zur Moderatorin/zum Mode-
rator für Kinder- und Jugendbeteiligungs-
projekte an. Mehr erfahren Interessierte
unter www.kinderpolitik.de.

Beteiligung moderieren

Anzeige
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Starke Gefühle: Vergiss mein nicht

Filme, die sich mit Alzheimer und
Demenz beschäftigen, gibt es in-
zwischen eine ganze Reihe. Und

zwar durchaus Sehenswerte wie die
Spielfilme „Iris“, „An ihrer Seite“ oder
„Small World“. David Sievekings „Ver-
giss mein nicht“ ist nicht nur ein weite-
rer Streifen zu diesem Thema, sondern
ein ganz besonderer Film. In Locarno
hat er bereits in der Reihe „Semaine de
la Critique“ den Preis als bester Doku-
mentarfilm erhalten, in Hessen eben-
falls. Am 31. Januar 2013 kommt er nun
in die Kinos – begleitet von einer Lese-
tour des Regisseurs, der auch ein Buch
zum selben Thema geschrieben hat.

„...wie wenig ich über sie weiß“
David Sievekings Mutter Gretel ist mit
68 an Alzheimer erkrankt, ihr Ehe-
mann Malte kümmert sich seit Jahren
liebevoll um sie, ist jedoch irgendwann
völlig erschöpft. Während er sich bei
einem Urlaub in der Schweiz erholt,
zieht David bei seiner Mutter ein, sorgt
für sie und versucht, mit ihr gemein-
sam möglichst viele Erinnerungen an
ihr früheres Leben aufzuspüren. Denn,
so David Sieveking: „Während meine
Mutter das Gedächtnis verliert, wird
mir klar, wie wenig ich über sie weiß.“
Rund anderthalb Jahre begleitet die

Kamera nun den Filmemacher und sei-
ne Familie, zu der noch die beiden älte-
ren Schwestern des Regisseurs gehören:
bis kurz vor Gretel Sievekings Tod am 27.
Februar 2012. David Sieveking lernt wäh-
rend dieser Zeit zwei Frauen kennen, die

eine, die seine Mutter früher war: Sprach-
lehrerin und Fernsehmoderatorin, eine
engagierte Sozialistin und Frauenrecht-
lerin, die sogar in den 1970er Jahren vom
Schweizer Staatsschutz überwacht wur-
de. Und die Frau, die sie durch ihren Ge-
dächtnisverlust geworden ist: „Die Krank-

Filmemacher David Sieveking mit seiner an
Alzheimer erkrankten Mutter Gretel

Foto: Adrian Stähli

heit hatte bei ihr auch etwas Befreiendes,
indem meine Mutter auf einmal Gefühle
zeigte, die sie früher wohl für sich behal-
ten hätte“, sagt Sieveking in einem Inter-
view im Presseheft zum Film.
Mehr und mehr erfährt der Filmema-
cher auch über die ungewöhnliche Be-
ziehung seiner Eltern, die eine offene
Ehe führten – was bei aller Toleranz
jedoch auch emotionale Verletzungen
zur Folge hatte, die jetzt erst so richtig
zur Sprache kommen, da das Ehepaar
sich noch einmal auf neue Weise nahe
kommt. „Vergiss mein nicht“ ist daher
auch nicht „nur“ eine äußerst sehens-
werte Dokumentation, sondern zu-
gleich auch ein Film über die Kraft der
Liebe. Er zeigt: Auch wenn die Krank-
heit die Erinnerungen mit sich ins
Dunkel reißt, die Gefühle verlieren bis
zuletzt nicht an Bedeutung.

Tourdaten
Für einige Städte stehen bereits Ter-
mine für die Kino-Lese-Tour David
Sievekings fest: Hamburg (28.1.13),
Frankfurt am Main (29.1.), Berlin (30.1.),
Köln (31.1.) und Hannover (1.2.). Sein
Buch „Vergiss mein nicht“ erscheint am
14. Januar im Herder-Verlag.

www.vergissmeinnicht-film.de
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1 Kraftstoffverbrauch des Polo in l/100 km: kombiniert 7,6 – 3,3, CO2-Emissionen in

g/km: kombiniert 139 –87. Abbildung zeigt Sonderausstattung gegen Mehrpreis.

SIE KÜMMERN SICH

UM ANDERE.
ER KÜMMERT SICH

UM SIE.

Der Polo für Pflegedienste.
Wer den ganzen Tag unterwegs ist, um zu helfen, darf sich auch selbst mal

Unterstützung holen. Zum Beispiel vom Polo1. Der sorgt mit seinem geräumigen

Innenraum, komfortablen Sitzen und unzähligen praktischen Details dafür,

dass Sie immer ganz entspannt und sicher zu Ihren nächsten Zielen gelangen.

Und mit seinen sparsamen Motoren ist er auch an der Tankstelle eine echte

Entlastung. Mehr Informationen erhalten Sie bei Ihrem Volkswagen Partner.


